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An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
 
 
V o r l a g e 
 
- zur Kenntnisnahme - 

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin 

über die Sechste Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Aufnahme in Schu-

len besonderer pädagogischer Prägung 

 
 
 
Ich bitte, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu nehmen, 

dass die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie die nachstehende Verordnung 

erlassen hat: 
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Sechste Verordnung zur Änderung der Verordnung über die  
Aufnahme in Schulen besonderer pädagogischer Prägung  

 
Vom 19. Dezember 2018     

 

Auf Grund des § 18 Absatz 3 in Verbindung mit § 15 Absatz 4, § 20 Absatz 8, § 27, § 39, § 
54 Absatz 6 und § 56 Absatz 9 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das 
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 9. April 2018 (GVBl. S. 202) geändert worden ist, 
verordnet die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie: 
 
 
 

Artikel 1 
 

Die Verordnung über die Aufnahme in Schulen besonderer pädagogischer Prägung vom 
23. März 2006 (GVBl. S. 306), die zuletzt durch die Verordnung vom 9. März 2018 (GVBl. 
S. 189) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 11 wie folgt gefasst:  
„§ 11 Georg-Friedrich-Händel-Gymnasium und Melanchthon-Gymnasium” 
 

2. In § 2 Absatz 4 werden die Wörter „die Verordnung vom 18. Februar 2011 (GVBl. S. 
70) geändert worden ist,“ durch die Wörter „Artikel 3 der Verordnung vom 28. Sep-
tember 2016 (GVBl. S. 803) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung“ 
ersetzt. 
 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Nummer 8 werden nach den Wörtern „Hausburg-Grundschule“ ein 

Komma und die Wörter „der Lemgo-Grundschule“ eingefügt. 

b) Die Absätze 4 und 5 werden wie folgt gefasst: 
„(4) Die SESB nimmt im Rahmen der Einschulung ausschließlich Kinder auf, die 
Deutsch oder die jeweilige nichtdeutsche Sprache altersgemäß wie eine Mutter-
sprache beherrschen sowie bilinguale Kinder, die die Voraussetzungen nach 
Satz 10 Nummer 3 erfüllen (Mindesteignung). Beide Sprachen sind gleichberech-
tigte Partnersprachen. Die erforderlichen sprachlichen Kompetenzen sind in einer 
von der Schulaufsichtsbehörde einheitlich genehmigten Überprüfung nachzuwei-
sen. Maßgeblich sind die zum Zeitpunkt der Überprüfung festgestellten Sprach-
kenntnisse. Die Überprüfung der muttersprachlichen Kenntnisse erfolgt durch die 
SESB. Je nachdem, welche Sprache als Muttersprache angegeben wird, erfolgt 
die Überprüfung in einem in Deutsch oder in der nichtdeutschen Partnersprache 
geführten Test; bei Kindern, die als bilingual angemeldet wurden, erfolgt sie in 
beiden Unterrichtssprachen. Das Testergebnis eines Standorts gilt für alle Stand-
orte derselben Sprachkombination. Die Wiederholung des Tests ist unzulässig. 
Muttersprachliche Kenntnisse hat, wer im Test mindestens 80 Prozent der mögli-
chen Punkte erreicht, annähernd muttersprachliche Kenntnisse hat, wer mindes-
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tens 60 Prozent der möglichen Punkte erreicht. Kinder, die im Test die Mindest-
eignung nachgewiesen haben, werden entsprechend ihrer sprachlichen Kompe-
tenz in eine der folgenden Sprachgruppen eingeteilt:  
1. Kinder, die die deutsche Sprache auf muttersprachlichem Niveau beherrschen, 
2. Kinder, die die nichtdeutsche Partnersprache auf muttersprachlichem Niveau 

beherrschen und 
3. Kinder, die eine Partnersprache auf muttersprachlichem Niveau und die ande-

re Sprache auf mindestens annähernd muttersprachlichem Niveau im Sinne 
von Satz 9 beherrschen (bilinguale Kinder).  

Für jede Sprachgruppe stehen grundsätzlich gleich viele Plätze zur Verfügung. 
Plätze, die innerhalb einer Sprachgruppe nicht vergeben werden, werden den 
beiden jeweils anderen Sprachgruppen gleichermaßen zugeordnet. Zur Verfü-
gung stehende Plätze, die im Rahmen der Aufteilung gemäß Absatz 11 Satz 1 
und 3 nicht gleichmäßig auf alle Sprachgruppen verteilt werden können, werden 
unter allen danach verbliebenen geeigneten Bewerberinnen und Bewerbern 
durch Los vergeben. 

(5) Übersteigt die Zahl geeigneter Anmeldungen die der verfügbaren Plätze, er-
folgt die Auswahl getrennt nach den drei Sprachgruppen des Absatzes 4 Satz 10. 
Die Aufnahme richtet sich in jeder Sprachgruppe nach folgenden Kriterien in ab-
gestufter Rangfolge: 
1.  Kinder, deren Geschwister sich bereits an demselben Standort in der SESB 

befinden oder an einem anderen SESB-Grundschulstandort in derselben 
Sprachkombination unterrichtet werden, 

2.  Kinder, die gemäß § 42 Absatz 1 des Schulgesetzes schulpflichtig werden 
und Kinder, die nach einer Rückstellung gemäß § 42 Absatz 3 des Schulge-
setzes angemeldet werden. 

Unter gleichrangig geeigneten Bewerberinnen und Bewerbern entscheidet inner-
halb des jeweiligen Kontingents das Los. Geeignete Kinder, die noch nicht in Ber-
lin wohnen, werden im Aufnahmeverfahren berücksichtigt, wenn ihre Erziehungs-
berechtigten glaubhaft machen, dass sie spätestens zwei Wochen vor Unter-
richtsbeginn in Berlin ihren Wohnsitz begründen. Die Aufnahme dieser Kinder er-
folgt unter der auflösenden Bedingung, dass spätestens zwei Wochen vor Unter-
richtsbeginn ein Wohnsitz in Berlin nachgewiesen wird. Erfolgt kein fristgerechter 
Nachweis, werden diese Plätze entsprechend der Nachrückerliste für die jeweili-
ge Sprachgruppe nach Absatz 4 Satz 10 vergeben.“ 

c) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefügt: 
„(6) Schülerinnen und Schüler aus Grundschulklassen der SESB haben einen 
Anspruch auf Fortsetzung ihres Bildungsganges in der Sekundarstufe I der 
SESB, wenn für die Bildung einer Klasse eine Mindestfrequenz von 15 Schüle-
rinnen und Schülern erreicht wird. Liegen die Voraussetzungen des Satzes 1 vor, 
werden in der Jahrgangsstufe 7 so viele Klassen eingerichtet, wie erforderlich 
sind, um alle Schülerinnen und Schüler aus Grundschulklassen der SESB auf-
nehmen zu können, die ihren Bildungsgang in der jeweiligen Sprachkombination 
fortsetzen wollen. Der Aufnahmeanspruch nach Satz 1 setzt zudem voraus, dass 
im Rahmen des Anmeldeverfahrens für die Sekundarstufe I ein SESB-Standort 
als Erstwunschschule genannt wird und, wenn es mehrere SESB-Standorte der-
selben Sprachkombination gibt, ein solcher auch als Zweitwunsch angegeben 
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wird. Sofern der Bildungsgang auch am Gymnasium fortgesetzt werden kann, gilt 
für Schülerinnen und Schüler mit einer ausschließlichen Förderprognose für die 
Integrierte Sekundarschule Satz 3 mit der Maßgabe, dass das Gymnasium nicht 
als Zweitwunsch angegeben werden muss.“ 

d) Die bisherigen Absätze 6 und 7 werden die Absätze 7 und 8 und wie folgt ge-
fasst: 
„(7) Beim Übergang in die Jahrgangsstufe 7 wird die zweite - ab Jahrgangsstufe 
5 unterrichtete - Fremdsprache bei der Bildung der Durchschnittsnote abwei-
chend von § 24 Absatz 2 Satz 6 der Grundschulverordnung vom 19. Januar 2005 
(GVBl. S. 16, 140), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 3. August 
2018 (GVBl. S. 506) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung mit 
dem Faktor 1 berücksichtigt. In die Jahrgangsstufe 7 der SESB werden zunächst 
Schülerinnen und Schüler aufgenommen, die aus der Jahrgangsstufe 6 eines 
Zuges der SESB mit derselben Partnersprachkombination aufgerückt sind. Nach-
rangig werden im Rahmen freier Plätze Schülerinnen und Schüler aufgenommen, 
die Deutsch und die jeweilige Partnersprache auf einem Niveau beherrschen, das 
dem Anforderungsprofil der SESB entspricht, so dass eine erfolgreiche Teilnah-
me am Unterricht zu erwarten ist. Zur Feststellung der Kenntnisse in beiden Part-
nersprachen in den Fällen des Satzes 3 führt die Schule ein zu dokumentieren-
des Aufnahmegespräch durch, das durch weitere Nachweise und Überprüfungen 
ergänzt werden kann. 

(8) Sofern der Bildungsgang der SESB in der Jahrgangsstufe 7 an mehreren 
Schulen angeboten wird, werden zunächst Schülerinnen und Schüler mit dem 
Erstwunsch und danach Schülerinnen und Schüler mit dem Zweitwunsch berück-
sichtigt. Die Aufnahme an einem Gymnasium erfolgt dabei nach den folgenden 
Kriterien in abgestufter Rangfolge: 
1. Schülerinnen und Schüler aus Grundschulklassen der SESB mit einer Förder-

prognose für das Gymnasium, 
2. Schülerinnen und Schüler anderer Schulen mit einer Förderprognose für das 

Gymnasium und einem den Schülerinnen und Schülern der SESB vergleichba-
ren Sprachstand in der jeweiligen Partnersprachkombination und 

3. Schülerinnen und Schüler aus Grundschulklassen der SESB ohne eine För-
derprognose für das Gymnasium. 

Können innerhalb einer Gruppe nicht alle Schülerinnen und Schüler aufgenom-
men werden, werden in der betreffenden Gruppe zunächst Schülerinnen und 
Schüler berücksichtigt, die ein Geschwisterkind haben, das dieselbe Schule be-
sucht; danach erfolgt die Aufnahme entsprechend der Durchschnittsnote der För-
derprognose. Wird der Bildungsgang der SESB an zwei Integrierten Sekundar-
schulen oder Gemeinschaftsschulen einer Sprachkombination angeboten, wer-
den bei einer Übernachfrage abweichend von Satz 1 zunächst ausschließlich 
Schülerinnen und Schüler aus Grundschulzügen der SESB berücksichtigt, die 
beide Schulen mit Erst- und Zweitwunsch gewählt haben. Sofern dabei die Zahl 
der Anmeldungen von SESB-Schülerinnen und -Schülern die Kapazitäten einer 
Schule unter- und die der anderen Schule überschreitet, werden alle aus Grund-
schulzügen der SESB kommenden Schülerinnen und Schüler aufgenommen, die 
sich mit dem Erstwunsch an der weniger nachgefragten Schule angemeldet ha-
ben. Die Plätze an der übernachgefragten Schule werden nach der vorrangigen 
Berücksichtigung von Geschwisterkindern, die denselben SESB-Standort besu-
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chen, ebenfalls zunächst unter den Schülerinnen und Schülern, die ihren Bil-
dungsgang an der SESB fortsetzen und dort mit dem Erstwunsch angemeldet 
wurden, durch Los vergeben. Danach werden an der weniger nachgefragten 
Schule alle Schülerinnen und Schüler aus Grundschulzügen der SESB aufge-
nommen, die diese Schule als Zweitwunsch gewählt haben. Die Vergabe der 
beiden Plätze, die nach Absatz 11 Satz 3 ausschließlich für Kinder aus nach Ber-
lin zuziehenden Familien frei zu halten sind, die sich nicht am regulären Anmel-
deverfahren beteiligen konnten, erfolgt bei nachgewiesener Eignung durch Los.“ 

 e) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9. 

f)  Die bisherigen Absätze 9 und 10 werden die Absätze 10 und 11 und wie folgt ge-
fasst: 
„(10) Eine Aufnahme in eine bereits eingerichtete Klasse der SESB ist nach 
Maßgabe freier Plätze möglich, wenn Schülerinnen und Schüler beide Sprachen 
der jeweiligen Sprachkombination so beherrschen, dass eine erfolgreiche Teil-
nahme am Unterricht zu erwarten ist. Zur Feststellung der Sprachkenntnisse führt 
die Schule ein zu dokumentierendes Aufnahmegespräch durch, das durch weite-
re Nachweise und Überprüfungen ergänzt werden kann. Schülerinnen und Schü-
ler, die die SESB bereits erfolgreich besucht haben und wegen eines Aufenthalts 
im Ausland verlassen mussten, werden bei der Aufnahme vorrangig berücksich-
tigt, sofern sie die Voraussetzungen nach Satz 1 erfüllen. 
(11) Die Eingangsfrequenz in SESB-Klassen beträgt in der Grundschule 24 bis 
höchstens 26 Schülerinnen und Schüler. Bei der Einrichtung von Klassen an 
Schulen der Sekundarstufe I gilt die Frequenzvorgabe für die jeweilige Schulart 
entsprechend § 5 Absatz 7 der Sekundarstufe I-Verordnung vom 31. März 2010 
(GVBl. S. 175), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 3. August 2018 
(GVBl. S. 506) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung mit der 
Maßgabe, dass eine Reduzierung wegen des erhöhten Anteils von Schülerinnen 
und Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache nicht zulässig ist. In allen neu 
einzurichtenden Klassen der Jahrgangsstufen 1 und 7 sind bis zwei Wochen vor 
Beginn der Sommerferien zwei Plätze ausschließlich für Kinder aus nach Berlin 
zuziehenden Familien freizuhalten, die sich nicht am regulären Anmeldeverfahren 
beteiligen konnten; danach erfolgt unverzüglich die Vergabe der zwei Plätze un-
ter diesen Bewerberinnen und Bewerbern mit nachgewiesener Eignung. Nicht in 
Anspruch genommene Plätze werden entsprechend der Nachrückerliste verge-
ben.“ 

 g) Der bisherige Absatz 11 wird Absatz 12. 

 
4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 
„Können innerhalb einer der so gebildeten Gruppen nicht alle Schülerinnen und 
Schüler aufgenommen werden, entscheiden über die Aufnahme innerhalb dieser 
Gruppe die Ergebnisse eines standardisierten Aufnahmegesprächs, das die 
Schulleiterin oder der Schulleiter oder eine von ihr oder ihm beauftragte Lehr-
kraft mit den Schülerinnen und Schülern durchführt.“ 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 
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c) Die Absätze 4 und 5 werden die Absätze 3 und 4. 
 

5. § 7 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 3 Satz 14 wird aufgehoben. 
b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „haben“ das Komma durch das Wort „oder“ 
ersetzt und werden die Wörter „oder für die keine Förderprognose erstellt wurde 
und die damit auch keine Punkte bei der Bewertung der Kompetenzen einbrin-
gen können“ gestrichen. 
bb) Folgender Satz wird angefügt: 
„Die Sätze 1 und 2 gelten für die Aufnahme in die Jahrgangsstufe 7 entspre-
chend, wenn Schülerinnen und Schüler in einem Aufnahmetest herausragende 
Ergebnisse erzielt haben.“ 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 
„(5) Bei Bewerbungen von Schülerinnen und Schülern, für die keine Förder-
prognose erstellt wurde, wird für die Bewertung der Grundschule nur die Noten-
summe der in Absatz 3 Satz 1 genannten Fächer herangezogen. Die ermittelte 
Punktzahl für die Notensumme wird doppelt gewichtet. Im Übrigen gelten für die 
Eignungsfeststellung die weiteren Vorgaben des Absatzes 3.“ 

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und wie folgt gefasst: 
„(6) Überschreitet die Zahl geeigneter Bewerberinnen und Bewerber nach Ab-
satz 2 die Aufnahmekapazität der in der Jahrgangsstufe 7 eingerichteten ma-
thematisch-naturwissenschaftlichen Züge, werden vorrangig die Schülerinnen 
und Schüler mit der niedrigsten Notensumme aus den Fächern Mathematik, 
Deutsch, Naturwissenschaften und erste Fremdsprache des der Anmeldung vo-
rausgegangenen Halbjahreszeugnisses aufgenommen, wobei das Fach Ma-
thematik doppelt gewichtet wird. Die Schulen können die Feststellung der Eig-
nung ergänzend auch vom Ergebnis eines mathematisch-
naturwissenschaftlichen Tests abhängig machen, den die Schulen selbst erstel-
len; wird ein solcher Test durchgeführt, müssen mindestens 50 Prozent der 
möglichen Punkte erreicht werden.“ 

e) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und in Satz 1 werden die Wörter „einem 
der Fächer Chemie und Physik“ durch die Wörter „mindestens zwei der Fächer 
Biologie, Chemie, Physik und Informatik“ und die Wörter „in dem jeweils ande-
ren Fach“ durch die Wörter „in den anderen dieser Fächer“ ersetzt. 

f) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8. 
 

6. § 8 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 werden  die Wörter „der Sportart Eiskunstlauf in der Jahrgangsstufe 1, 

in der Sportart“ durch die Wörter „den Sportarten Eiskunstlauf und“ ersetzt. 
b) In Satz 2 wird die Angabe „Jahrgangsstufe 1“ durch die Angabe „Jahrgangsstufe 

3“ ersetzt. 



 
Seite 7 von 32 

 

 
 

7. § 11 wird wie folgt geändert: 
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 11 
Georg-Friedrich-Händel-Gymnasium und Melanchthon-Gymnasium“ 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
„(1) Die Aufnahme in das Georg-Friedrich-Händel-Gymnasium und das Melan-
chthon-Gymnasium erfolgt in der Jahrgangsstufe 5, am Georg-Friedrich-Händel-
Gymnasium in den Schuljahren, in denen entsprechende Klassen eingerichtet wer-
den, auch in der Jahrgangsstufe 7.“ 
 

8. § 13 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 3 Satz 4 wird das Wort „Mindesteignung“ durch das Wort „Eignung“ er-

setzt. 
b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 „(4) Sofern mehr geeignete Anmeldungen vorliegen als Plätze verfügbar sind, 

werden, nach vorrangiger Berücksichtigung der geeigneten Schülerinnen und 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf entsprechend den Frequenz-
vorgaben des § 20 der Sonderpädagogikverordnung sowie besonderer Härtefälle 
gemäß § 56 Absatz 6 Nummer 1 des Schulgesetzes im Umfang von bis zu zehn 
Prozent der Plätze, 60 Prozent der Plätze nach der erreichten Punktzahl, die üb-
rigen Plätze durch Los vergeben. Schülerinnen und Schüler, die nicht die Vo-
raussetzungen nach Absatz 2 und 3 erfüllen, werden, sofern nach Berücksichti-
gung von Zweit- und Drittwünschen noch freie Plätze vorhanden sind, nachran-
gig aufgenommen. Zunächst werden im Rahmen der Höchstfrequenz gemäß § 
20 der Sonderpädagogikverordnung Schülerinnen und Schüler mit, danach 
Schülerinnen und Schüler ohne sonderpädagogischen Förderbedarf berücksich-
tigt. Dabei werden jeweils die Schülerinnen und Schüler mit der niedrigsten Ab-
weichung von den in Absatz 3 Satz 4 festgelegten Punktwerten aufgenommen.“ 

 
9. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Keine der in Satz 2 genannten Schulen darf in einem Schuljahr mehr Schnell-
lernerzüge anbieten als Züge, die mit Jahrgangsstufe 7 beginnen.“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Schulpsychologischen Dienst“ durch die 
Wörter „Schulpsychologischen und Inklusionspädagogischen Beratungs- und Un-
terstützungszentrum (SIBUZ)“ ersetzt. 

 
10. Dem § 17 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die Höchstfrequenz liegt in den in der Jahrgangsstufe 5 eingerichteten Klassen 
bei 30 Schülerinnen und Schülern.“ 
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Artikel 2 
 
Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag nach der Verkündung im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe b tritt am 
1. August 2019 in Kraft. 
 
 
 
 
 
A. Begründung: 
 
a) Allgemeines 
 
Die Änderungen der Verordnung über die Aufnahme in Schulen besonderer pädagogi-
scher Prägung berücksichtigen Erfahrungen mit der Anwendung dieser Verordnung insbe-
sondere beim Übergang in die Sekundarstufe I, passen einzelne Regelungen der aktuellen 
Rechtsprechung an und fassen die Aufnahmemodalitäten in die Staatliche Europa-Schule 
Berlin (SESB) in wesentlichen Teilen neu. 
 
 
 
b) Einzelbegründung 
 
Zu Artikel 1  
 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht): 
 
Die Veränderung einer Überschrift erfordert auch die entsprechende Änderung in der In-
haltsübersicht.  
 
 
Zu Nummer 2 (§ 2): 
 
Es handelt sich hier um eine redaktionelle Anpassung.  
 
 
Zu Nummer 3 (§ 3): 
 
Die Vorgaben für die Staatliche Europa-Schule Berlin (SESB) werden – auch aufgrund der 
aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse aus der sogenannten EUROPA-Studie („Erfolg-
reich integrieren – die Staatliche Europa-Schule Berlin“, Waxmann 2017) - umfassend 
überarbeitet und an die tatsächlichen Gegebenheiten angepasst. In der Studie wurde u. a. 
festgestellt, dass die größte Gruppe von Schülerinnen und Schülern an der SESB bilingual 
aufgewachsen ist. Aus diesem Grund werden im Rahmen der Einschulung anstelle der 
hälftigen Aufnahme von Muttersprachlerinnen und Muttersprachlern beider Partnerspra-
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chen künftig drei Schülergruppen gebildet: muttersprachlich deutsche Kinder, Kinder, die 
die nichtdeutsche Partnersprache auf muttersprachlichem Niveau beherrschen und bilin-
guale Kinder, die beide Partnersprachen beherrschen, mindestens eine davon auf mutter-
sprachlichem Niveau, die andere auf annähernd muttersprachlichem Niveau (Absatz 4). 
Damit wird zugleich der Zugang in die SESB für monolinguale Kinder erleichtert. Diese 
Kinder haben bisher in vielen Sprachkombinationen keine realistische Aufnahmechance, 
weil bei Übernachfrage Grundkenntnisse in der jeweiligen Partnersprache notwendig wa-
ren. Das hat dazu geführt, dass Eltern kostenintensive bilinguale Einrichtungen der Ju-
gendhilfe in Anspruch genommen haben, um die Aufnahmechance ihrer Kinder zu erhö-
hen. Dies ist nicht nur aus sozialen Erwägungen problematisch, sondern widerspricht auch 
dem Grundgedanken der SESB, die als Begegnungsschule für unterschiedliche Kulturen 
und Sprachen konzipiert ist. Das neue Aufnahmeverfahren stellt dieses Prinzip wieder her 
und trägt den Ergebnissen der Studie Rechnung. Dabei verändert sich sowohl die Rolle 
der Erziehungsberechtigten als auch das Testverfahren. Bisher mussten Eltern vorab ver-
bindliche Festlegungen treffen, welcher Sprachgruppe ihr Kind zugeordnet werden soll. 
Fehleinschätzungen von Eltern insbesondere bilingualer Kinder bei deren sprachlicher 
Kompetenz und Präferenz waren grundsätzlich nicht reversibel und führten zur Nichtauf-
nahme. Künftig wird diese Entscheidung auf der Grundlage der Testergebnisse verlässli-
cher getroffen werden. Während bisher immer ein Test in der nichtdeutschen Partnerspra-
che durchgeführt wurde, erübrigt sich dies künftig bei monolingual deutschsprachigen Kin-
dern. Andererseits werden die muttersprachlichen Kenntnisse dieser Kinder künftig in ei-
nem standardisierten Deutsch-Test überprüft. Die bisherige Praxis, muttersprachliche 
Deutschkenntnisse allein aufgrund von fehlendem Sprachförderbedarf anzunehmen, hat 
sich in manchen Sozialräumen als nicht hinreichend valide erwiesen. Die erhöhten Eig-
nungsvoraussetzungen beim muttersprachlichen Eingangstest (anstelle von 70% sind 
nunmehr 80% der möglichen Punkte erforderlich) resultieren aus der Praxiserfahrung der 
Schulen. Die bisherige - niedrigere - Norm führte nicht selten zur Aufnahme von Kindern, 
die keine der beiden Sprachen wie eine Muttersprache (Herkunftssprache) beherrschten 
und im weiteren schulischen Verlauf daher häufig dauerhaft überfordert waren. Absatz 4 
Satz 13 regelt die Verteilung der Plätze, wenn aufgrund von Rundungsungenauigkeiten 
nicht für jede der drei Sprachgruppen genau gleich viele Plätze zur Verfügung stehen. Zur 
Vereinfachung des Verfahrens werden diese höchstens zwei Plätze im Losverfahren ver-
geben. Im Auswahlverfahren werden Geschwisterkinder stärker als bisher bei der Auf-
nahme berücksichtigt (Absatz 5). Dabei wird auch der Umgang mit Anmeldungen von Kin-
dern noch ohne Berliner Hauptwohnsitz geregelt. Zudem wird die Fortsetzung des Bil-
dungsganges in der Sekundarstufe I garantiert, sofern sich die Schulwahl der Erziehungs-
berechtigten auf weiterführende SESB-Standorte beschränkt und mindestens 15 Erstwün-
sche vorliegen (Absatz 6). Damit wird das Konzept der SESB als durchgängiger Bildungs-
gang von der Einschulung bis zum Erwerb schulischer Abschlüsse gestärkt. Absatz 8 trifft 
die erforderlichen Regelungen, um Schülerinnen und Schülern aus Grundschulzügen der 
SESB die Fortsetzung ihres Bildungsganges in der Sekundarstufe I an der SESB zu er-
möglichen. Dabei ist schulorganisatorisch sicherzustellen, dass insgesamt genügend Plät-
ze für Schülerinnen und Schüler aus SESB-Grundschulzügen zur Verfügung stehen. Ab-
satz 10 erleichtert weiterhin ehemaligen SESB-Schülerinnen und -Schülern, die vorüber-
gehend Berlin verlassen mussten, den Wiedereinstieg in den Bildungsgang. Diese Rege-
lung gilt ausdrücklich nicht für Schülerinnen und Schüler, bei denen ein Schulwechsel in-
nerhalb Berlins erfolgt ist. Es werden darüber hinaus detailliertere Regelungen für die – 
relativ häufigen - Fälle nachträglicher Anmeldungen getroffen (Absatz 11).  
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Zu Nummer 4 (§ 5): 
 
Absatz 2 Satz 4 ermöglicht nunmehr ausdrücklich, dass das Aufnahmegespräch nicht 
zwingend durch die Schulleiterin oder den Schulleiter zu führen ist, sondern hiermit auch 
andere geeignete Lehrkräfte beauftragt werden können. Damit soll gewährleistet werden, 
dass auch bei einer hohen Zahl zu führender Gespräche der dafür zur Verfügung stehen-
de knappe Zeitraum ausreicht und die Gespräche auch geführt werden können, wenn die 
Schulleiterin oder der Schulleiter nicht selbst die erforderlichen fremdsprachlichen Kennt-
nisse besitzt. Jedes Gespräch ist entsprechend § 2 Absatz 3 Satz 5 zu protokollieren.  
 
Das Oberverwaltungsgericht Berlin hat mit Beschluss vom 13. Oktober 2017 (OVG 3 S 
74.17) entschieden, dass eine Geschlechterquote wegen Verstoßes insbesondere gegen 
den Gleichheitsgrundsatz verfassungswidrig sei (z. B. eine Zugangsquote von Mädchen 
für MINT- oder von Jungen für sprachbetonte Angebote). Absatz 3 wird daher aufgehoben.  
 
 
Zu Nummer 5 (§ 7):  
 
Die Änderung in Absatz 3 erfolgt aus den im letzten Absatz zu Nummer 4 genannten 
Gründen. Die übrigen Änderungen dienen einer insgesamt stringenteren Regelung des 
Aufnahmeverfahrens; damit ist auch – analog zu der Regelung für die Aufnahme in die 
Jahrgangsstufe 5 - ein Kontingent für die Aufnahme von Schülerinnen und Schülern in 
Jahrgangsstufe 7 verbunden, die nur im Aufnahmetest herausragend abgeschnitten ha-
ben. Zudem werden zur Eignungsfeststellung von Seiteneinsteigerinnen und -einsteigern 
künftig – neben Chemie und Physik - auch die Fächer Biologie und (ggf.) Informatik her-
angezogen. Damit werden alle Fächer des mathematisch-naturwissenschaftlichen Aufga-
benfeldes in die Auswahlentscheidung einbezogen. 
 
 
Zu Nummer 6 (§ 8): 
 
An den Eliteschulen des Sports – konkret am Schul- und Leistungssportzentrum Berlin – 
werden auch im Interesse tragfähiger Frequenzen keine in der Jahrgangsstufe 1 begin-
nenden Klassen mehr eingerichtet. Die Aufnahme von im Eiskunstlauf geförderten Schüle-
rinnen und Schülern erfolgt künftig ab der Jahrgangsstufe 3. 
 
 
Zu Nummer 7 (§ 11): 
 
Nach Ablauf der entsprechenden Schulversuchsgenehmigung wird der musikalisch profi-
lierte Zug des Melanchthon-Gymnasiums zur Schule besonderer pädagogischer Prägung. 
 
 
Zu Nummer 8 (§ 13): 
 
In Absatz 3 ersetzt der für das Organisationsmodell der Bettina-von-Arnim-Schule pas-
sendere Begriff der „Eignung“ den der „Mindesteignung“. Tatsächlich gab es aufgrund des 
Absatzes 4 Satz 2 auch bisher schon – anders als bei anderen Schulen besonderer päda-
gogischer Prägung und auch anders als für den in Absatz 5 und 6 beschriebenen Chine-
sisch-Zug an der Schule selbst - keine „Mindesteignung“ im engeren Sinne. Vor diesem 
Hintergrund wird auch das Aufnahmeverfahren für Schülerinnen und Schüler, die nicht die 
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Voraussetzungen nach Absatz 2 und 3 erfüllen, in Absatz 4 dahingehend gestaltet, dass 
unter Beachtung der auch insoweit vorrangigen Berücksichtigung von Schülerinnen und 
Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf die entsprechend den bestehenden Zu-
gangskriterien vergleichsweise am besten geeigneten Schülerinnen und Schüler aufge-
nommen werden. Bei gleichem Grad der Abweichung entscheidet gemäß § 2 Absatz 3 
das Los. 
 
 
Zu Nummer 9 (§ 15): 
 
Zur Sicherstellung eines breiten Angebots von – in der Jahrgangsstufe 7 beginnenden - 
Regelklassen wird festgelegt, dass an Schnelllernergymnasien nicht mehr grundständige 
Züge (Klassen) als Regelzüge angeboten werden dürfen. 
 
 
Zu Nummer 10 (§ 17): 
 
Die im Vergleich zur Integrierten Sekundarschule in Regelform höhere Höchstfrequenz der 
Japanisch-Klasse begründet sich damit, dass Abgänge selten durch entsprechend qualifi-
zierte Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteiger kompensiert werden können. Zudem ist 
die höhere Frequenz auch pädagogisch zu rechtfertigen, weil die Schülerschaft aufgrund 
der erforderlichen Mindesteignung einer Gymnasialklasse ähnlich ist.  
 
 
Zu Artikel 2: 
 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten dieser Verordnung. Da den Erziehungsberechtigten 
bei der Anmeldung die für die Aufnahme ihrer Kinder wesentlichen Bedingungen bekannt 
sein müssen, der Anmeldezeitraum für Schulanfängerinnen und Schulanfänger für das 
Schuljahr 2019/20 aber bereits am 17. Oktober 2018 endete, können die für die Einschu-
lung an der SESB maßgeblichen neuen Regelungen erstmals für die Aufnahme in das 
Schuljahr 2020/21 gelten. Der diesbezügliche Inkrafttretenszeitpunkt ist daher der 1. Au-
gust 2019. Im Übrigen tritt diese Verordnung am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
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B - Rechtsgrundlage: 
 
§ 18 Absatz 3 in Verbindung mit § 15 Absatz 4, § 20 Absatz 8, § 27, § 39, § 54 Absatz 6 
und § 56 Absatz 9 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 9. April 2018 (GVBl. S. 202) geändert worden ist. 
   
 
C - Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen: 
 
Die Rechtsverordnung hat keine Kostenauswirkungen auf Privathaushalte; Wirtschaftsun-
ternehmen sind nicht betroffen. 
 
 
D - Gesamtkosten: 
 
Keine. 
 
 
E - Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg: 
 
Keine. 
 
 
F - Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 
 
Keine. 
 
 
 
Berlin, den 19. Dezember 2018 
 
 
 
 
Sandra Scheeres 
Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Familie 
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Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 
 
 

Schulgesetz für das Land Berlin  
vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), 

das zuletzt durch Gesetz vom 9. April 2018 (GVBl. S. 202), geändert worden ist  
 
 

§ 15 
Unterricht für Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache 

 
(4) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere zu den Vo-
raussetzungen und zur Ausgestaltung des Unterrichts für Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher 
Herkunftssprache durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere 
1.  die Voraussetzungen für die Aufnahme in Regelklassen und in besondere Lerngruppen 

nach Absatz 2, 
2.  die Grundlagen und Verfahren zur Feststellung der Kenntnisse in der deutschen Sprache, 
3.  die Maßnahmen zur schulischen Integration für zuziehende Kinder und Jugendliche, 
4.  die muttersprachlichen und bilingualen Angebote für Schülerinnen und Schüler nichtdeut-

scher Herkunftssprache. 
 

 
§ 18 

Schulversuche, Schulen besonderer pädagogischer Prägung 
 

(3) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung Schulen besonderer pädagogischer Prägung einzurichten, die von einzelnen Vorschriften 
dieses Gesetzes oder von auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen abweichen 
können, soweit es das besondere pädagogische oder organisatorische Konzept erfordert. Dies 
betrifft insbesondere die Vorschriften über die Aufnahme in die Schule, die Versetzung und das 
Verlassen der Schule. In der Rechtsverordnung kann auch eine Probezeit von höchstens einem 
Schuljahr vorgesehen werden. Das Schulprogramm der Schule mit besonderer pädagogischer 
Prägung ist in geeigneter Weise öffentlich bekannt zu machen. 
 
 

§ 20 
Grundschule 

 
(8) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere zur Ausge-
staltung der Grundschule durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere 
1. die Schulanfangsphase, 
2. die Jahrgangsorganisation und den jahrgangsstufenübergreifenden Unterricht, 
3. die Unterrichtsfächer nach Absatz 5 einschließlich der Voraussetzungen für die Einrichtung 

differenzierter Lerngruppen, 
4. die Fördermaßnahmen für Schülerinnen und Schüler mit besonderen Lernschwierigkeiten 

und Sprachrückständen, 
5. die Unterrichtszeit im Zeitrahmen der verlässlichen Öffnungszeit, 
6. die Einzelheiten der Wahl der Fremdsprache nach Absatz 4, 
7. die Bereiche, auf die sich die Zusammenarbeit nach Absatz 7 erstreckt. 
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§ 27 
Nähere Ausgestaltung der Sekundarstufe I 

 
Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere zur Ausgestal-
tung der Schularten und Bildungsgänge der Sekundarstufe I durch Rechtsverordnung zu regeln, 
insbesondere 
1. den Beginn und die Formen der Fachleistungsdifferenzierung und die Unterrichtsfächer und 

Lernbereiche, in denen leistungsdifferenziert unterrichtet wird, 
2. die Einstufung der Schülerinnen und Schüler in leistungsdifferenzierte Kurse, 
3. die Voraussetzungen und die Organisation von jahrgangsstufenübergreifendem Unterricht, 
4. die Voraussetzungen und die Durchführung von bilingualem Unterricht, 
5. die Anforderungen und das Verfahren für die nach § 22 Absatz 5 Satz 3 zu treffende Ent-

scheidung, 
6. die organisatorische und curriculare Ausgestaltung der Jahrgangsstufen 7 bis 10 unter be-

sonderer Berücksichtigung des Produktiven Lernens und anderer Formen des Dualen Ler-
nens, 

7. die Voraussetzungen zum Erwerb der Berufsbildungsreife einschließlich der Voraussetzun-
gen, unter denen die Berufsbildungsreife bereits nach Jahrgangsstufe 9 erworben werden 
kann, 

8. die Voraussetzungen zum Erwerb der erweiterten Berufsbildungsreife, 
9. die Voraussetzungen zum Erwerb des mittleren Schulabschlusses, 
10. die erforderlichen Qualifikationen zur Berechtigung zum Übergang in die gymnasiale Ober-

stufe. 
 
 

§ 39 
Nähere Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderung 

 
Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere über die son-
derpädagogische Förderung durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere 
1. die Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderschwerpunkte einschließlich der spezi-

fischen Bildungsangebote, 
2. das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs einschließlich der 

Anforderungen an das sonderpädagogische Gutachten, 
3. die Bildung, Zusammensetzung, Aufgaben und Empfehlungskriterien von Ausschüssen, 
4. die Organisationsformen sonderpädagogischer Förderung und die schulergänzenden Maß-

nahmen sowie die besonderen Organisationsformen für die sonderpädagogischen Förder-
schwerpunkte "emotional-soziale Entwicklung", "Autistische Behinderung" und Unterricht 
für kranke Schülerinnen und Schüler, 

5. die Abweichungen von den Regelungen der allgemeinen Schule im gemeinsamen Unter-
richt, 

6. die Aufgaben der Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt, der sonderpäda-
gogischen Einrichtungen sowie der Berufsschulen mit sonderpädagogischen Aufgaben ein-
schließlich der abweichenden Regelungen zu der allgemeinen Schule, 

7. das Verfahren für den Übergang von der Schule mit sonderpädagogischem Förderschwer-
punkt in die allgemeine Schule, 

8. die Voraussetzungen für den Erwerb des berufsorientierenden Schulabschlusses und für 
die Gleichwertigkeit mit der Berufsbildungsreife, 

9. die Schülerbeförderung und die Schulwegbegleitung, 
10. das Verfahren und die Kriterien für die durch die Schulaufsichtsbehörde vorzunehmende 

Auswahl der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf bei Über-
schreitung der für den gemeinsamen Unterricht festgelegten Aufnahmekapazität, wobei 
insbesondere die Übereinstimmungen der Fördermöglichkeiten der Schule mit dem ent-
sprechenden festgestellten sonderpädagogischen Förderbedarf und weiteren Vorausset-
zungen (beispielsweise Neigung, angestrebtes Bildungsziel) und Lebensbedingungen der 
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Schülerin oder des Schülers (beispielsweise Wohnortnähe, soziale Bindungen) zu berück-
sichtigen sind. 

 
 

§ 42 
Beginn und Dauer der allgemeinen Schulpflicht 

 
(1) Mit Beginn eines Schuljahres (1. August) werden alle Kinder schulpflichtig, die das sechste 
Lebensjahr vollendet haben oder bis zum folgenden 30. September vollenden werden. 
 
(3) Abweichend von Absatz 1 können schulpflichtige Kinder auf Antrag der Erziehungsberechtigten 
einmalig von der Schulbesuchspflicht um ein Jahr zurückgestellt werden, wenn der Entwicklungs-
stand des Kindes eine bessere Förderung in einer Einrichtung der Jugendhilfe erwarten lässt. Eine 
Rückstellung kann nur dann erfolgen, wenn eine angemessene Förderung des Kindes in einer 
Einrichtung der Jugendhilfe erfolgt. Der Antrag der Erziehungsberechtigten ist zu begründen und 
soll mit einer schriftlichen Stellungnahme der von ihrem Kind zuletzt besuchten Einrichtung der 
Jugendhilfe oder Kindertagespflegestelle eingereicht werden. Die Schulaufsichtsbehörde entschei-
det auf der Grundlage gutachterlicher Stellungnahmen des zuständigen Schularztes oder des 
schulpsychologischen Dienstes. Eine Rückstellung nach dem Beginn des Schulbesuchs ist ausge-
schlossen. 
 
 

§ 54 
Allgemeines 

 
(6) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung das Nähere über die Ausgestaltung gemeinsamer Einschulungsbereiche, die Aufnahme und 
die Zuweisung zu regeln. 
 
 

§ 56 
Übergang in die Sekundarstufe I 

 
(6) Überschreitet die Zahl der Anmeldungen für eine Schule deren Aufnahmekapazität, so richtet 
sich die Aufnahme nach folgendem Verfahren: 
1. Im Umfang von bis zu 10 Prozent der vorhandenen Schulplätze sind Schülerinnen und 

Schüler durch die Schulleiterin oder den Schulleiter im Einvernehmen mit der zuständigen 
Schulbehörde vorrangig zu berücksichtigen, wenn Umstände vorliegen, die den Besuch ei-
ner anderen als der gewünschten Schule unzumutbar erscheinen lassen (besondere Härte-
fälle). Soweit diese Schulplätze nicht als besondere Härtefälle vergeben werden, werden 
Schülerinnen und Schüler berücksichtigt, die die Schule gemeinsam mit einem im selben 
Haushalt lebenden Geschwisterkind oder anderen Kind (Geschwisterkinder) besuchen 
werden und die im Rahmen der Aufnahme nach Nummer 2 nicht ausgewählt worden sind. 
Soweit nach Berücksichtigung der Härtefälle und der Geschwisterkinder Schulplätze unbe-
setzt bleiben, erhöht sich die Anzahl der nach Nummer 2 zu vergebenden Schulplätze ent-
sprechend. 

2. Mindestens 60 Prozent der Schulplätze werden nach Aufnahmekriterien vergeben, die von 
der Schule unter Berücksichtigung des Schulprogramms festgelegt werden. Zur Feststel-
lung, ob eine Schülerin oder ein Schüler die Aufnahmekriterien der Schule erfüllt, ist ein 
Verfahren für die Aufnahme durchzuführen. Die Grundlagen der Aufnahmeentscheidung 
sind zu dokumentieren. Die Aufnahmekriterien und die Gestaltung des Verfahrens für die 
Aufnahme unterliegen der Genehmigung durch die Schulaufsichtsbehörde, hinsichtlich der 
Aufnahmekriterien im Benehmen, hinsichtlich der Gestaltung des Verfahrens für die Auf-
nahme im Einvernehmen mit der jeweils zuständigen Schulbehörde. 

3. 30 Prozent der Schulplätze werden durch Los vergeben. Soweit Geschwisterkinder nicht 
gemäß Nummer 1 oder Nummer 2 berücksichtigt wurden, sind sie vorrangig aufzunehmen. 
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(9) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere über den 
Übergang und die Aufnahme in die Sekundarstufe I durch Rechtsverordnung zu regeln, insbeson-
dere 
1. das Verfahren und die Kriterien für die Förderprognose der Grundschule, die Festsetzung 

der Durchschnittsnote nach Absatz 3 Satz 3 und die verbindlichen Beratungsgespräche 
gemäß Absatz 2 und 3, 

2. die Einzelheiten der Aufnahmekriterien der Schule im Sinne von Absatz 6, wobei als Kriterien 
insbesondere in Betracht kommen: 

a) Leistung und Kompetenzen, 
b) Übereinstimmung des Leistungsbildes oder der sonstigen persönlichen Voraussetzun-

gen der Schülerin oder des Schülers mit den Ausprägungen des Schulprogramms, 
c) das Ergebnis eines Auswahlgesprächs oder eines anderen spezifischen Eignungsfest-

stellungsverfahrens; die Anwendung der Aufnahmekriterien bei der Aufnahmeentschei-
dung sowie das Nähere über das Verfahren für die Aufnahme einschließlich der Eig-
nungsfeststellung, die Festlegung, ob die Aufnahme unbeschadet von Absatz 6 Nummer 
1 zunächst nach Absatz 6 Nummer 2 oder Nummer 3 erfolgt, sowie die Besonderheiten 
für den Fall, dass es an einer Festlegung der Aufnahmekriterien oder eines Verfahrens 
für die Aufnahme fehlt,  

3. besondere Härtefälle nach Absatz 6 Nummer 1, 
4. die Besonderheiten für den altsprachlichen Bildungsgang. 
In der Rechtsverordnung ist für die Jahrgangsstufe 7 in Integrierten Sekundarschulen und Gymna-
sien sowie für die Jahrgangsstufe 8 in Integrierten Sekundarschulen eine Höchstgrenze von Schü-
lerinnen und Schülern pro Lerngruppe festzulegen. 
 
 

§ 59 
Aufrücken, Versetzung, Wiederholung, Überspringen, Kurseinstufung 

 
(7) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere zu den Vo-
raussetzungen und dem Verfahren der Versetzung, der Wiederholung, des Rücktritts, des Aufrü-
ckens, des Überspringens und der Kurseinstufung sowie für den Wechsel von einer Schulart in 
eine andere durch Rechtsverordnung zu regeln. Darin kann für nicht versetzte Schülerinnen und 
Schüler eine Leistungsüberprüfung vorgesehen werden, in der nachzuweisen ist, dass die Leis-
tungsmängel überwunden sind und deshalb eine nachträgliche Versetzung gerechtfertigt ist 
(Nachprüfung). Eine Nachprüfung kann auch zum Erreichen eines Abschlusses oder der Berechti-
gung zum Übergang in die gymnasiale Oberstufe vorgesehen werden. 
 
 
 

Grundschulverordnung 
vom 19. Januar 2005 (GVBl. S. 16), 

die zuletzt durch Verordnung vom 3. August 2018 (GVBl. S. 506), geändert worden ist  
 

§ 24 
Übergang in die Sekundarstufe I 

 
(2) Die Schule lädt die Erziehungsberechtigten der Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufe 6 
zu einem Beratungsgespräch zum weiteren Bildungsweg ein. Die wesentlichen Inhalte des Bera-
tungsgesprächs sind zu protokollieren; dies sind neben den Erwartungen und Wünschen der Er-
ziehungsberechtigten regelmäßig das Datum des Gesprächs und die Namen der Teilnehmenden. 
Anschließend, jedoch frühestens drei Wochen vor Ausgabe der Halbjahreszeugnisse, verständigt 
sich die Klassenkonferenz für jede Schülerin und jeden Schüler auf eine Förderprognose. Sie emp-
fiehlt darin die Schulart, die für ihre oder seine weitere Entwicklung am geeignetsten erscheint. 
Grundlage der Förderprognose sind gemäß § 56 Absatz 2 des Schulgesetzes die gezeigten Leis-
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tungen und die beobachteten Kompetenzen. Aus den Zeugnisnoten des zweiten Schulhalbjahres 
der Jahrgangsstufe 5 und des ersten Schulhalbjahres der Jahrgangsstufe 6 wird eine Durch-
schnittsnote gebildet; dabei werden die Fächer Deutsch, Fremdsprache, Mathematik, Gesell-
schaftswissenschaften und Naturwissenschaften verstärkt (mit dem Faktor 2) berücksichtigt. Die 
Durchschnittsnote wird mit einer nicht gerundeten Stelle nach dem Komma ausgewiesen. Bis zu 
einer Durchschnittsnote von einschließlich 2,2 wird neben der Integrierten Sekundarschule auch 
das Gymnasium empfohlen. Darüber hinaus kann bei entsprechend starker Ausprägung der 
Merkmale, die die Lernkompetenz kennzeichnen, bis zu einer Durchschnittsnote von höchstens 
2,7 auch eine Prognose für das Gymnasium erteilt werden; diese Entscheidungen sind zu protokol-
lieren. Zum Erstellen der Förderprognose sind die von der Schulaufsichtsbehörde festgelegten 
Muster zu verwenden. Die Förderprognose wird zusammen mit den Halbjahreszeugnissen ausge-
händigt. 

 
 
 

Sekundarstufe I-Verordnung 
vom 31. März 2010 (GVBl. S. 175), 

die zuletzt durch Verordnung vom 3. August 2018 (GVBl. S. 506), geändert worden ist  
 

§ 5 
Übergangsverfahren 

 
(7) Am Gymnasium darf in Jahrgangsstufe 7 eine Höchstgrenze von 32 Schülerinnen und Schülern 
pro Klasse nicht überschritten werden. An der Integrierten Sekundarschule beträgt die Höchst-
grenze 26 Schülerinnen und Schüler für Klassen der Jahrgangsstufen 7 und 8. In der Jahrgangs-
stufe 7 kann die Höchstgrenze an der Integrierten Sekundärschule von der zuständigen Schulbe-
hörde in Abstimmung mit den betroffenen Schulen aus schulorganisatorischen Gründen für einzel-
ne oder alle Klassen auf 25 Schülerinnen und Schüler je Klasse abgesenkt werden. Die Höchst-
grenzen gemäß Satz 1 bis 3 können von der zuständigen Schulbehörde auf Antrag der Schule im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden personellen, räumlichen und sächlichen Ausstattung redu-
ziert werden, wenn auf Grund der Zusammensetzung der Klassen ein erhöhter Förderbedarf be-
gründet ist. Dies ist insbesondere der Fall bei Klassen mit Schülerinnen und Schülern mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf und bei Schulen, an denen entweder mindestens 40 Prozent der 
Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache sind oder an denen die Erziehungsbe-
rechtigten von mindestens 40 Prozent der Schülerinnen und Schüler von der Zahlung eines Eigen-
anteils zur Beschaffung von Lernmitteln befreit sind. 
 
 
 

Sonderpädagogikverordnung 
vom 19. Januar 2005 (GVBl. S. 57), 

die zuletzt durch Verordnung vom 28. September 2016 (GVBl. S. 803), geändert worden 
ist  

 
§ 20 

Gemeinsamer Unterricht in der Sekundarstufe I und der gymnasialen Oberstufe 
 
(1) Für den gemeinsamen Unterricht in der Sekundarstufe I und der gymnasialen Oberstufe gilt § 
19 Nummer 1 und 2 entsprechend. In Klassen des Gymnasiums und der Integrierten Sekundar-
schule dürfen höchstens vier Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem sonderpädagogischen 
Förderbedarf aufgenommen werden. Über Ausnahmen, insbesondere für Schulen, die sich auf die 
Förderung von Schülerinnen und Schülern bestimmter sonderpädagogischer Förderschwerpunkte 
spezialisieren (Schwerpunktschulen), entscheidet die Schulaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit 
der zuständigen Schulbehörde. 
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(2) Für die zieldifferente Integration von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf des sonderpädagogischen Förderschwerpunktes "Lernen" gelten folgende Rahmen-
bedingungen: 
1. In eine Klasse dürfen höchstens drei Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem zieldiffe-

renten sonderpädagogischen Förderbedarf aufgenommen werden. 
2. Der individuelle Förderplan orientiert sich an den Rahmenlehrplänen für den sonderpäda-

gogischen Förderschwerpunkt "Lernen". 
3. Für die Befreiung vom Fremdsprachenunterricht und die besonderen Regelungen zu Klas-

senarbeiten gelten die Bestimmungen des § 27 Absatz 5. 
4. § 27 Absatz 7 bis 9 gilt entsprechend. 
5. Schülerinnen und Schüler, die am Ende der Jahrgangsstufe 10 die Voraussetzungen nach 

§ 27 Absatz 10 erfüllen, erwerben den berufsorientierenden Abschluss. 
6. Schülerinnen und Schüler, die am Ende der Jahrgangsstufe 10 die Voraussetzungen nach 

§ 27 Absatz 11 erfüllen, erwerben einen der Berufsbildungsreife gleichwertigen Abschluss. 
7. Nehmen Schülerinnen und Schüler in einzelnen Fächern am Regelunterricht der Integrier-

ten Sekundarschule teil, werden die auf der Grundlage dieser Anforderungen erbrachten 
Leistungen bei der Berechnung der Durchschnittsnote im Rahmen des Erwerbs schulischer 
Abschlüsse eine Notenstufe höher bewertet; im Fach Sport werden Noten nicht umgerech-
net. 

8. In den Fächern Bildende Kunst und Musik entwickeln die jeweiligen Fachkonferenzen diffe-
renzierte Bewertungsmaßstäbe. 
 
(3) Für die zieldifferente Integration von Schülerinnen und Schülern mit festgestelltem sonderpä-
dagogischen Förderbedarf des sonderpädagogischen Förderschwerpunktes "Geistige Entwick-
lung" gelten folgende Rahmenbedingungen: 
1. Die Integration erfolgt in Schulen, die in der Regel in jedem Schuljahr Schülerinnen und 

Schüler mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ aufneh-
men (Schwerpunktschulen). In eine Klasse werden zwei oder drei Schülerinnen und Schü-
ler dieses Förderschwerpunkts aufgenommen. 

2. Der individuelle Förderplan orientiert sich an den Rahmenlehrplänen für den sonderpäda-
gogischen Förderschwerpunkt "Geistige Entwicklung". 

3. Die Schülerinnen und Schüler erhalten nach dem Besuch der Sekundarstufe I ein Ab-
gangszeugnis. 

 
(4)  In allen Klassen der Integrierten Sekundarschule ist gemeinsamer Unterricht auch mit ziel-

different zu unterrichtenden Schülerinnen und Schülern möglich. 
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ALT  NEU 
  

Verordnung über die Aufnahme in 
Schulen besonderer pädagogischer 

Prägung 
(AufnahmeVO-SbP) 
Vom 23. März 2006 

(in der Fassung vom 9. März 2018) 

Sechste Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über die Aufnahme 
in Schulen besonderer pädagogi-

scher Prägung 
(AufnahmeVO-SbP) 
Vom …………2018 

  

 
§ 2 

Grundsätze 
 
(4) § 37 Absatz 3 des Schulgesetzes gilt mit 
der Maßgabe, dass bei gleicher Eignung 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf im Rahmen der 
Frequenzvorgaben der §§ 19, 20 der Son-
derpädagogikverordnung vom 19. Januar 
2005 (GVBl. S. 57), die zuletzt durch die 
Verordnung vom 18. Februar 2011 (GVBl. 
S. 70) geändert worden ist, vorrangig auf-
genommen werden, soweit nicht in Teil II 
schulspezifisch abweichende Eignungsan-
forderungen festgelegt werden. 
 

 
§ 2 

Grundsätze 
 
(4) § 37 Absatz 3 des Schulgesetzes gilt 
mit der Maßgabe, dass bei gleicher Eig-
nung Schülerinnen und Schüler mit son-
derpädagogischem Förderbedarf im Rah-
men der Frequenzvorgaben der §§ 19, 20 
der Sonderpädagogikverordnung vom 19. 
Januar 2005 (GVBl. S. 57), die zuletzt 
durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. 
September 2016 (GVBl. S. 803) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung vorrangig aufgenommen werden, so-
weit nicht in Teil II schulspezifisch abwei-
chende Eignungsanforderungen festgelegt 
werden. 

 
 

§ 3 
Staatliche Europa-Schule Berlin (SESB) 

 
(2) Züge der SESB bestehen in der Primar-
stufe an der 
 

1. Charles-Dickens-Grundschule und 
der Quentin-Blake-Grundschule mit 
den Partnersprachen Deutsch und 
Englisch, 

2. Grundschule am Arkonaplatz, der 
Judith-Kerr-Grundschule, der Märki-
schen Grundschule und der Regen-
bogen-Grundschule mit den Part-
nersprachen Deutsch und Franzö-
sisch, 

3. Athene-Grundschule mit den Part-
nersprachen Deutsch und Grie-
chisch, 

4. Finow-Grundschule und der Her-
man-Nohl-Grundschule mit den 
Partnersprachen Deutsch und Itali-
enisch, 

5. Katharina-Heinroth-Grundschule mit 
den Partnersprachen Deutsch und 
Polnisch, 

 
§ 3 

Staatliche Europa-Schule Berlin (SESB) 
 
(2) Züge der SESB bestehen in der Primar-
stufe an der 
 

1. Charles-Dickens-Grundschule und 
der Quentin-Blake-Grundschule mit 
den Partnersprachen Deutsch und 
Englisch, 

2. Grundschule am Arkonaplatz, der 
Judith-Kerr-Grundschule, der Mär-
kischen Grundschule und der Re-
genbogen-Grundschule mit den 
Partnersprachen Deutsch und 
Französisch, 

3. Athene-Grundschule mit den Part-
nersprachen Deutsch und Grie-
chisch, 

4. Finow-Grundschule und der Her-
man-Nohl-Grundschule mit den 
Partnersprachen Deutsch und Itali-
enisch, 

5. Katharina-Heinroth-Grundschule mit 
den Partnersprachen Deutsch und 
Polnisch, 
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6. Grundschule Neues Tor mit den 
Partnersprachen Deutsch und Por-
tugiesisch, 

7. Grundschule am Brandenburger Tor 
und der Lew-Tolstoi-Grundschule 
mit den Partnersprachen Deutsch 
und Russisch, 

8. Hausburg-Grundschule und der Jo-
an-Miró-Grundschule mit den Part-
nersprachen Deutsch und Spanisch, 

9. Aziz-Nesin-Grundschule mit den 
Partnersprachen Deutsch und Tür-
kisch. 

 
 
(4) Die SESB nimmt im Rahmen der Ein-
schulung zur Hälfte Kinder auf, die Deutsch 
altersgemäß wie eine Muttersprache be-
herrschen, zur Hälfte Kinder, die die jewei-
lige nichtdeutsche Sprache altersgemäß 
wie eine Muttersprache beherrschen. An-
sonsten ist - auch bei freien Kapazitäten - 
grundsätzlich keine Aufnahme möglich 
(Mindesteignung). Beide Sprachen sind 
gleichberechtigte Partnersprachen. Erzie-
hungsberechtigte, deren Kinder beide Un-
terrichtssprachen altersgemäß wie eine 
Muttersprache beherrschen, müssen sich 
bei der Anmeldung entscheiden, welcher 
Sprachgruppe ihr Kind zugeordnet werden 
soll. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

6. Grundschule Neues Tor mit den 
Partnersprachen Deutsch und Por-
tugiesisch, 

7. Grundschule am Brandenburger Tor 
und der Lew-Tolstoi-Grundschule 
mit den Partnersprachen Deutsch 
und Russisch, 

8. Hausburg-Grundschule, der Lemgo-
Grundschule und der Joan-Miró-
Grundschule mit den Partnerspra-
chen Deutsch und Spanisch, 

9. Aziz-Nesin-Grundschule mit den 
Partnersprachen Deutsch und Tür-
kisch. 

 
(4) Die SESB nimmt im Rahmen der Ein-
schulung ausschließlich Kinder auf, die 
Deutsch oder die jeweilige nichtdeutsche 
Sprache altersgemäß wie eine Mutterspra-
che beherrschen sowie bilinguale Kinder, 
die die Voraussetzungen nach Satz 10 
Nummer 3 erfüllen (Mindesteignung). Beide 
Sprachen sind gleichberechtigte Partner-
sprachen. Die erforderlichen sprachlichen 
Kompetenzen sind in einer von der Schul-
aufsichtsbehörde einheitlich genehmigten 
Überprüfung nachzuweisen. Maßgeblich 
sind die zum Zeitpunkt der Überprüfung 
festgestellten Sprachkenntnisse. Die Über-
prüfung der muttersprachlichen Kenntnisse 
erfolgt durch die SESB. Je nachdem, wel-
che Sprache als Muttersprache angegeben 
wird, erfolgt die Überprüfung in einem in 
Deutsch oder in der nichtdeutschen Part-
nersprache geführten Test; bei Kindern, die 
als bilingual angemeldet wurden, erfolgt sie 
in beiden Unterrichtssprachen. Das Tester-
gebnis eines Standorts gilt für alle Standor-
te derselben Sprachkombination. Die Wie-
derholung des Tests ist unzulässig. Mutter-
sprachliche Kenntnisse hat, wer im Test 
mindestens 80 Prozent der möglichen 
Punkte erreicht, annähernd muttersprachli-
che Kenntnisse hat, wer mindestens 60 
Prozent der möglichen Punkte erreicht. 
Kinder, die im Test die Mindesteignung 
nachgewiesen haben, werden entspre-
chend ihrer sprachlichen Kompetenz in 
eine der folgenden Sprachgruppen einge-
teilt:  
 
1. Kinder, die die deutsche Sprache auf 
muttersprachlichem Niveau beherrschen, 
2. Kinder, die die nichtdeutsche Partner-
sprache auf muttersprachlichem Niveau 
beherrschen und 
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(5) Übersteigt die Zahl der geeigneten An-
meldungen die der verfügbaren Plätze, er-
folgt die Auswahl getrennt nach beiden 
Sprachgruppen. Die Aufnahme richtet sich 
jeweils nach folgenden Kriterien in abge-
stufter Rangfolge: 
 

1. Grundkenntnisse der Sprache am 
SESB-Standort, die der jeweils an-
deren Sprachgruppe zugehörig ist, 
die eine erfolgreiche Teilnahme am 
Unterricht erwarten lassen; dies gilt 
nicht bei Kindern, die die jeweils 
nichtdeutsche Sprache altersgemäß 
wie eine Muttersprache beherr-
schen, die kürzer als ein Jahr in 
Deutschland leben, 

2. Kinder, die gemäß § 42 Absatz 1 
des Schulgesetzes schulpflichtig 
werden, 

3. Kinder, deren Geschwister sich be-
reits am selben Standort in der 
SESB befinden oder an einem an-
deren SESB-Grundschulstandort in 
derselben Sprachkombination unter-
richtet werden. 

 
Vor jeder Aufnahme sind die den Anforde-
rungen entsprechenden Kompetenzen in 
beiden gleichberechtigten Unterrichtsspra-
chen in einer von der Schulaufsichtsbehör-
de einheitlich genehmigten Überprüfung 
nachzuweisen. Maßgeblich sind die zum 
Zeitpunkt der jeweiligen Überprüfung fest-
gestellten Sprachkenntnisse. In der deut-
schen Sprache erfolgt diese Überprüfung in 
der Regel durch das Sprachstandsfeststel-

3. Kinder, die eine Partnersprache auf mut-
tersprachlichem Niveau und die andere 
Sprache auf mindestens annähernd mut-
tersprachlichem Niveau im Sinne von Satz 
9 beherrschen (bilinguale Kinder).  
 
Für jede Sprachgruppe stehen grundsätz-
lich gleich viele Plätze zur Verfügung. Plät-
ze, die innerhalb einer Sprachgruppe nicht 
vergeben werden, werden den beiden je-
weils anderen Sprachgruppen gleicherma-
ßen zugeordnet. Zur Verfügung stehende 
Plätze, die im Rahmen der Aufteilung ge-
mäß Absatz 11 Satz 1 und 3 nicht gleich-
mäßig auf alle Sprachgruppen verteilt wer-
den können, werden unter allen danach 
verbliebenen geeigneten Bewerberinnen 
und Bewerbern durch Los vergeben. 
 
(5) Übersteigt die Zahl geeigneter Anmel-
dungen die der verfügbaren Plätze, erfolgt 
die Auswahl getrennt nach den drei 
Sprachgruppen des Absatzes 4 Satz 10. 
Die Aufnahme richtet sich in jeder Sprach-
gruppe nach folgenden Kriterien in abge-
stufter Rangfolge: 
 

1.  Kinder, deren Geschwister sich be-
reits an demselben Standort in der 
SESB befinden oder an einem an-
deren SESB-Grundschulstandort in 
derselben Sprachkombination unter-
richtet werden, 

2.  Kinder, die gemäß § 42 Absatz 1 
des Schulgesetzes schulpflichtig 
werden und Kinder, die nach einer 
Rückstellung gemäß § 42 Absatz 3 
des Schulgesetzes angemeldet 
werden. 

 
Unter gleichrangig geeigneten Bewerberin-
nen und Bewerbern entscheidet innerhalb 
des jeweiligen Kontingents das Los. Ge-
eignete Kinder, die noch nicht in Berlin 
wohnen, werden im Aufnahmeverfahren 
berücksichtigt, wenn ihre Erziehungsbe-
rechtigten glaubhaft machen, dass sie spä-
testens zwei Wochen vor Unterrichtsbeginn 
in Berlin ihren Wohnsitz begründen. Die 
Aufnahme dieser Kinder erfolgt unter der 
auflösenden Bedingung, dass spätestens 
zwei Wochen vor Unterrichtsbeginn ein 
Wohnsitz in Berlin nachgewiesen wird. Er-
folgt kein fristgerechter Nachweis, werden 
diese Plätze entsprechend der Nachrücker-
liste für die jeweilige Sprachgruppe nach 
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lungsverfahren gemäß § 55 des Schulge-
setzes. Kinder, bei denen kein Sprachför-
derbedarf festgestellt wird, erfüllen die Vo-
raussetzung Deutsch muttersprachlich, 
Kinder mit Sprachförderbedarf, die regel-
mäßig an Maßnahmen der Sprachförde-
rung teilnehmen, die Voraussetzung nach 
Satz 2 Nummer 1. Sofern trotz Sprachför-
derbedarf die Aufnahme in der deutschen 
Sprachgruppe beantragt wird, sind zeitnah 
zur Anmeldung in der Schule erneut die 
Deutschkenntnisse, diesmal durch den ge-
wünschten SESB-Standort, zu überprüfen. 
Die SESB darf die Aufnahme von Kindern 
in der deutschen Sprachgruppe von einem 
Test in deutscher Sprache abhängig ma-
chen, wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass ein Kind zwar keinen Sprachförderbe-
darf, aber trotzdem erkennbare Defizite in 
der deutschen Sprache hat, die den erfolg-
reichen Besuch der SESB gefährden. Die 
Überprüfung der Sprachkenntnisse in der 
nichtdeutschen Partnersprache erfolgt 
durch die SESB. Muttersprachliche Kennt-
nisse liegen bei Kindern vor, die im Test 
nach den Sätzen 8 oder 9 mindestens 70 
Prozent der möglichen Punkte erreichen. 
Zur Anerkennung partnersprachlicher 
Grundkenntnisse sind mindestens 20 Pro-
zent der möglichen Punkte erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Absatz 4 Satz 10 vergeben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Schülerinnen und Schüler aus Grund-
schulklassen der SESB haben einen An-
spruch auf Fortsetzung ihres Bildungsgan-
ges in der Sekundarstufe I der SESB, wenn 
für die Bildung einer Klasse eine Mindest-
frequenz von 15 Schülerinnen und Schü-
lern erreicht wird. Liegen die Vorausset-
zungen des Satzes 1 vor, werden in der 
Jahrgangsstufe 7 so viele Klassen einge-
richtet, wie erforderlich sind, um alle Schü-
lerinnen und Schüler aus Grundschulklas-
sen der SESB aufnehmen zu können, die 
ihren Bildungsgang in der jeweiligen 
Sprachkombination fortsetzen wollen. Der 
Aufnahmeanspruch nach Satz 1 setzt zu-
dem voraus, dass im Rahmen des Anmel-
deverfahrens für die Sekundarstufe I ein 
SESB-Standort als Erstwunschschule ge-
nannt wird und, wenn es mehrere SESB-
Standorte derselben Sprachkombination 
gibt, ein solcher auch als Zweitwunsch an-
gegeben wird. Sofern der Bildungsgang 
auch am Gymnasium fortgesetzt werden 
kann, gilt für Schülerinnen und Schüler mit 
einer ausschließlichen Förderprognose für 
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(6) Beim Übergang in die Jahrgangsstufe 7 
wird die zweite - ab Jahrgangsstufe 5 unter-
richtete - Fremdsprache bei der Bildung der 
Durchschnittsnote abweichend von § 24 
Absatz 2 Satz 6 der Grundschulverordnung 
vom 19. Januar 2005 (GVBl. S. 16, 140), 
die zuletzt durch Artikel II der Verordnung 
vom 29. Oktober 2014 (GVBl. S. 392) ge-
ändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung mit dem Faktor 1 berücksichtigt. In 
die Jahrgangsstufe 7 der SESB werden 
zunächst Schülerinnen und Schüler aufge-
nommen, die aus Jahrgangsstufe 6 eines 
Zuges der SESB mit derselben Partner-
sprachkombination aufgerückt sind. Danach 
werden im Rahmen freier Plätze Schülerin-
nen und Schüler aufgenommen, die 
Deutsch und die jeweilige Partnersprache 
auf einem Niveau beherrschen, das dem 
Anforderungsprofil der SESB entspricht, so 
dass eine erfolgreiche Teilnahme am Unter-
richt zu erwarten ist. Über die entsprechen-
de Vorbildung ist in der Regel ein Nachweis 
in beiden Sprachen zu erbringen. Darüber 
hinaus führt die Schule zur Feststellung der 
Sprachkenntnisse ein Aufnahmegespräch 
durch, das durch weitere Überprüfungen 
ergänzt werden kann. 
 
(7) Sofern der Bildungsgang der SESB in 
der Jahrgangsstufe 7 an Schulen unter-
schiedlicher Schularten fortgesetzt werden 
kann, erfolgt die Aufnahme am Gymnasium 
nach den folgenden Kriterien in abgestufter 
Rangfolge: 
 

1. Schülerinnen und Schüler aus 
Grundschulklassen der SESB mit 
einer Förderprognose für das Gym-
nasium, 

2. Schülerinnen und Schüler anderer 
Schulen mit einer Förderprognose 
für das Gymnasium und einem den 
Schülerinnen und Schülern der 
SESB vergleichbaren Sprachstand 
in der jeweiligen Partnersprachkom-
bination und 

3. Schülerinnen und Schüler aus 
Grundschulklassen der SESB ohne 
eine Förderprognose für das Gym-
nasium. 

 

die Integrierte Sekundarschule Satz 3 mit 
der Maßgabe, dass das Gymnasium nicht 
als Zweitwunsch angegeben werden muss. 
 
(7) Beim Übergang in die Jahrgangsstufe 7 
wird die zweite - ab Jahrgangsstufe 5 un-
terrichtete - Fremdsprache bei der Bildung 
der Durchschnittsnote abweichend von § 
24 Absatz 2 Satz 6 der Grundschulverord-
nung vom 19. Januar 2005 (GVBl. S. 16, 
140), die zuletzt durch Artikel 3 der Verord-
nung vom 3. August 2018 (GVBl. S. 506) 
geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung mit dem Faktor 1 berücksich-
tigt. In die Jahrgangsstufe 7 der SESB 
werden zunächst Schülerinnen und Schüler 
aufgenommen, die aus der Jahrgangsstufe 
6 eines Zuges der SESB mit derselben 
Partnersprachkombination aufgerückt sind. 
Nachrangig werden im Rahmen freier Plät-
ze Schülerinnen und Schüler aufgenom-
men, die Deutsch und die jeweilige Part-
nersprache auf einem Niveau beherrschen, 
das dem Anforderungsprofil der SESB ent-
spricht, so dass eine erfolgreiche Teilnah-
me am Unterricht zu erwarten ist. Zur Fest-
stellung der Kenntnisse in beiden Partner-
sprachen in den Fällen des Satzes 3 führt 
die Schule ein zu dokumentierendes Auf-
nahmegespräch durch, das durch weitere 
Nachweise und Überprüfungen ergänzt 
werden kann. 
 
(8) Sofern der Bildungsgang der SESB in 
der Jahrgangsstufe 7 an mehreren Schulen 
angeboten wird, werden zunächst Schüle-
rinnen und Schüler mit dem Erstwunsch 
und danach Schülerinnen und Schüler mit 
dem Zweitwunsch berücksichtigt. Die Auf-
nahme an einem Gymnasium erfolgt dabei 
nach den folgenden Kriterien in abgestufter 
Rangfolge: 
 

1. Schülerinnen und Schüler aus 
Grundschulklassen der SESB mit 
einer Förderprognose für das Gym-
nasium, 

2. Schülerinnen und Schüler anderer 
Schulen mit einer Förderprognose 
für das Gymnasium und einem den 
Schülerinnen und Schülern der 
SESB vergleichbaren Sprachstand 
in der jeweiligen Partnersprachkom-
bination und 

3. Schülerinnen und Schüler aus 
Grundschulklassen der SESB ohne 
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Können innerhalb einer Gruppe nicht alle 
Schülerinnen und Schüler aufgenommen 
werden, erfolgt die Aufnahme entsprechend 
der Durchschnittsnote der Förderprognose. 
Kann der Bildungsgang der SESB an meh-
reren Integrierten Sekundarschulen fortge-
setzt werden, stimmen sich die beteiligten 
Schulen im Rahmen des Aufnahmeverfah-
rens miteinander ab. Sofern die Anmeldun-
gen die Aufnahmekapazität einer Schule 
unter- und einer anderen Schule über-
schreiten, werden zunächst alle Schülerin-
nen und Schüler aus Grundschulklassen 
der SESB aufgenommen, die sich an der 
weniger nachgefragten Schule angemeldet 
haben, danach alle Schülerinnen und Schü-
ler aus Grundschulklassen der SESB, die 
die Schule gemeinsam mit einem Ge-
schwisterkind im Sinne von § 56 Absatz 6 
Nummer 1 Satz 2 des Schulgesetzes besu-
chen werden. Die übrigen Plätze werden - 
zunächst unter den Schülerinnen und Schü-
lern aus Grundschulklassen der SESB - 
den jeweiligen Schulen zugelost. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(8) … 
 
(9) Eine Aufnahme in eine bereits einge-
richtete Klasse der SESB ist nach Maßgabe 
freier Plätze und unter Beachtung einer 
möglichst ausgewogenen Zusammenset-
zung von Mutter- und Partnersprachlern 
möglich, wenn Schülerinnen und Schüler 

eine Förderprognose für das Gym-
nasium. 

 
Können innerhalb einer Gruppe nicht alle 
Schülerinnen und Schüler aufgenommen 
werden, werden in der betreffenden Grup-
pe zunächst Schülerinnen und Schüler be-
rücksichtigt, die ein Geschwisterkind ha-
ben, das dieselbe Schule besucht; danach 
erfolgt die Aufnahme entsprechend der 
Durchschnittsnote der Förderprognose. 
Wird der Bildungsgang der SESB an zwei 
Integrierten Sekundarschulen oder Ge-
meinschaftsschulen einer Sprachkombina-
tion angeboten, werden bei einer Über-
nachfrage abweichend von Satz 1 zunächst 
ausschließlich Schülerinnen und Schüler 
aus Grundschulzügen der SESB berück-
sichtigt, die beide Schulen mit Erst- und 
Zweitwunsch gewählt haben. Sofern dabei 
die Zahl der Anmeldungen von SESB-
Schülerinnen und –Schülern die Kapazitä-
ten einer Schule unter- und die der anderen 
Schule überschreitet, werden alle aus 
Grundschulzügen der SESB kommenden 
Schülerinnen und Schüler aufgenommen, 
die sich mit dem Erstwunsch an der weni-
ger nachgefragten Schule angemeldet ha-
ben. Die Plätze an der übernachgefragten 
Schule werden nach der vorrangigen Be-
rücksichtigung von Geschwisterkindern, die 
denselben SESB-Standort besuchen,  
ebenfalls zunächst unter den Schülerinnen 
und Schülern, die ihren Bildungsgang an 
der SESB fortsetzen und dort mit dem 
Erstwunsch angemeldet wurden, durch Los 
vergeben. Danach werden an der weniger 
nachgefragten Schule alle Schülerinnen 
und Schüler aus Grundschulzügen der 
SESB aufgenommen, die diese Schule als 
Zweitwunsch gewählt haben. Die Vergabe 
der beiden Plätze, die nach Absatz 11 Satz 
3 ausschließlich für Kinder aus nach Berlin 
zuziehenden Familien freizuhalten sind, die 
sich nicht am regulären Anmeldeverfahren 
beteiligen konnten, erfolgt bei nachgewie-
sener Eignung durch Los. 
 
(9) … 
 
(10) Eine Aufnahme in eine bereits einge-
richtete Klasse der SESB ist nach Maßga-
be freier Plätze möglich, wenn Schülerin-
nen und Schüler beide Sprachen der jewei-
ligen Sprachkombination so beherrschen, 
dass eine erfolgreiche Teilnahme am Un-
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beide Sprachen der jeweiligen Sprachkom-
bination so beherrschen, dass eine erfolg-
reiche Teilnahme am Unterricht zu erwarten 
ist. Über die entsprechende Vorbildung ist 
ein geeigneter Nachweis zu erbringen; dar-
über hinaus führt die Schule ein Aufnahme-
gespräch zur Feststellung der Sprach-
kenntnisse in beiden Sprachen durch, das 
durch weitere Überprüfungen ergänzt wer-
den kann. Schülerinnen und Schüler, die 
die SESB bereits erfolgreich besucht haben 
und wegen eines Aufenthalts im Ausland 
verlassen mussten, werden bei der Auf-
nahme vorrangig berücksichtigt, sofern sie 
die Voraussetzungen nach Satz 2 erfüllen. 
 
(10) Die Eingangsfrequenz in SESB-
Klassen beträgt in der Primarstufe 24 bis 
höchstens 26 Schülerinnen und Schüler. In 
allen neu eingerichteten Klassen der Jahr-
gangsstufen 1 und 7 sind drei Wochen vor 
Unterrichtsbeginn zwei Plätze ausschließ-
lich für geeignete Kinder von insbesondere 
aus dem Ausland kommenden Familien 
freizuhalten, die sich nicht am regulären 
Anmeldeverfahren beteiligen konnten, weil 
sie im Land Berlin weder eine Wohnung 
noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(11) … 
 

terricht zu erwarten ist. Zur Feststellung der 
Sprachkenntnisse führt die Schule ein zu 
dokumentierendes Aufnahmegespräch 
durch, das durch weitere Nachweise und 
Überprüfungen ergänzt werden kann.  
Schülerinnen und Schüler, die die SESB 
bereits erfolgreich besucht haben und we-
gen eines Aufenthalts im Ausland verlas-
sen mussten, werden bei der Aufnahme 
vorrangig berücksichtigt, sofern sie die Vo-
raussetzungen nach Satz 1 erfüllen 
 
 
 
 
 
(11) Die Eingangsfrequenz in SESB-
Klassen beträgt in der Grundschule 24 bis 
höchstens 26 Schülerinnen und Schüler. 
Bei der Einrichtung von Klassen an Schu-
len der Sekundarstufe I gilt die Frequenz-
vorgabe für die jeweilige Schulart entspre-
chend § 5 Absatz 7 der Sekundarstufe I-VO  
vom 31. März 2010 (GVBl. S. 175), die 
zuletzt durch Verordnung vom 16. August 
2017 (GVBl. S. 420) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, mit der 
Maßgabe, dass eine Reduzierung wegen 
des erhöhten Anteils von Schülerinnen und 
Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache 
nicht zulässig ist. In allen neu einzurichten-
den Klassen der Jahrgangsstufen 1 und 7 
sind bis zwei Wochen vor Beginn der 
Sommerferien zwei Plätze ausschließlich 
für Kinder aus nach Berlin zuziehenden 
Familien freizuhalten, die sich nicht am 
regulären Anmeldeverfahren beteiligen 
konnten; danach erfolgt unverzüglich die 
Vergabe der zwei Plätze unter diesen Be-
werberinnen und Bewerbern mit nachge-
wiesener Eignung. Nicht in Anspruch ge-
nommene Plätze werden entsprechend der 
Nachrückerliste vergeben. 
 
(12) … 

 
§ 5  

Grundständige bilinguale Gymnasien 
 
(2) Überschreitet die Zahl der Anmeldungen 
die Aufnahmekapazität der grundständigen 
bilingualen Züge, so werden vorrangig 
Schülerinnen und Schüler mit einer Förder-
prognose für das Gymnasium aufgenom-
men. Innerhalb dieser Schülergruppe richtet 

  
§ 5  

Grundständige bilinguale Gymnasien 
 
(2) Überschreitet die Zahl der Anmeldun-
gen die Aufnahmekapazität der grundstän-
digen bilingualen Züge, so werden vorran-
gig Schülerinnen und Schüler mit einer 
Förderprognose für das Gymnasium auf-
genommen. Innerhalb dieser Schülergrup-
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sich die Aufnahme nach der Notensumme 
aus den Fächern Deutsch, Fremdsprache, 
Mathematik und Sachunterricht. Dabei wer-
den zunächst Schülerinnen und Schüler mit 
einer Notensumme von 4 bis 6, dann Schü-
lerinnen und Schüler mit einer Notensum-
me von 7 bis 9 und danach Schülerinnen 
und Schüler mit einer höheren Notensum-
me aufgenommen. Können innerhalb einer 
der so gebildeten Gruppen nicht alle Schü-
lerinnen und Schüler aufgenommen wer-
den, entscheiden über die Aufnahme inner-
halb dieser Gruppe die Ergebnisse eines 
standardisierten Aufnahmegesprächs, das 
die Schulleiterin oder der Schulleiter mit 
den Schülerinnen und Schülern durchführt. 
In diesem Gespräch werden insbesondere 
Kommunikationsfähigkeit, logisches Den-
ken und Leseverständnis überprüft. 
 
 
 
(3) Bei einem deutlichen Missverhältnis 
zwischen Mädchen und Jungen ist zur Ge-
währleistung des koedukativen Unterrichts 
dem schwächer vertretenen Geschlecht, 
sofern entsprechend viele Teilnahmewün-
sche bestehen, mindestens ein Drittel der 
Plätze zur Verfügung zu stellen. 
 
(4) … 
 

pe richtet sich die Aufnahme nach der No-
tensumme aus den Fächern Deutsch, 
Fremdsprache, Mathematik und Sachunter-
richt. Dabei werden zunächst Schülerinnen 
und Schüler mit einer Notensumme von 4 
bis 6, dann Schülerinnen und Schüler mit 
einer Notensumme von 7 bis 9 und danach 
Schülerinnen und Schüler mit einer höhe-
ren Notensumme aufgenommen. Können 
innerhalb einer der so gebildeten Gruppen 
nicht alle Schülerinnen und Schüler aufge-
nommen werden, entscheiden über die 
Aufnahme innerhalb dieser Gruppe die 
Ergebnisse eines standardisierten Aufnah-
megesprächs, das die Schulleiterin oder 
der Schulleiter oder eine von ihr oder ihm 
beauftragte Lehrkraft mit den Schülerinnen 
und Schülern durchführt. In diesem Ge-
spräch werden insbesondere Kommunika-
tionsfähigkeit, logisches Denken und Lese-
verständnis überprüft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) … 
 

   

 
§ 7 

Mathematisch-naturwissenschaftlich 
profilierte Gymnasien 

 
(3) Die weitere Eignung für den Besuch 
grundständiger Züge wird zunächst aus den 
Noten des ersten Schulhalbjahres der 
Jahrgangsstufe 4 in den Fächern Mathema-
tik, erste Fremdsprache, Sachunterricht und 
Deutsch abgeleitet. Dabei wird die Note in 
Mathematik mit dem Faktor 3, die Note in 
Deutsch mit dem Faktor 2 multipliziert. Die 
Notensumme aus allen vier Fächern darf 
nicht höher als 15 sein. Schülerinnen und 
Schüler, die diese Voraussetzung erfüllen, 
nehmen an einem einheitlichen, von der 
Schulaufsichtsbehörde zugelassenen Test 
mit mathematischem Schwerpunkt teil. Die 
weitere Auswahl der Schülerinnen und 
Schüler erfolgt anhand einer Eignungsprü-
fung, die auf einem Punkteverfahren be-
ruht. Die entscheidende Punktzahl ergibt 

 
§ 7 

Mathematisch-naturwissenschaftlich 
profilierte Gymnasien 

 
(3) Die weitere Eignung für den Besuch 
grundständiger Züge wird zunächst aus 
den Noten des ersten Schulhalbjahres der 
Jahrgangsstufe 4 in den Fächern Mathe-
matik, erste Fremdsprache, Sachunterricht 
und Deutsch abgeleitet. Dabei wird die No-
te in Mathematik mit dem Faktor 3, die No-
te in Deutsch mit dem Faktor 2 multipliziert. 
Die Notensumme aus allen vier Fächern 
darf nicht höher als 15 sein. Schülerinnen 
und Schüler, die diese Voraussetzung er-
füllen, nehmen an einem einheitlichen, von 
der Schulaufsichtsbehörde zugelassenen 
Test mit mathematischem Schwerpunkt teil. 
Die weitere Auswahl der Schülerinnen und 
Schüler erfolgt anhand einer Eignungsprü-
fung, die auf einem Punkteverfahren be-
ruht. Die entscheidende Punktzahl ergibt 
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sich zu 50 Prozent aus den Ergebnissen 
des in Satz 4 genannten Tests, zu 25 Pro-
zent aus der Notensumme nach Satz 3 und 
zu 25 Prozent aus den vier Kompetenzkrite-
rien der Förderprognose: „erkennt grundle-
gende Prinzipien oder Regeln und wendet 
sie sachgerecht an“, „arbeitet strukturiert, 
selbständig und verknüpft Wissensgegen-
stände“, „plant und organisiert Arbeitsschrit-
te zielgerichtet und zügig“ und „ist ideen-
reich, Neuem gegenüber aufgeschlossen 
und vielseitig interessiert“. Je höher die 
erreichte Punktzahl ist, desto höher ist die 
Eignungsvermutung. Maximal sind 20 
Punkte erreichbar. Die Ergebnisse des 
Tests werden in Abhängigkeit von der er-
reichten absoluten Punktzahl mit 0 bis 10 
Punkten bewertet. Die Notensumme und 
die Ausprägung der zentralen Kompeten-
zen der Förderprognose werden ebenfalls 
in Punkte umgerechnet. Bei der Noten-
summe erfolgt dies, indem absteigend von 
fünf Punkten bis einem Punkt für die No-
tensummen „7“, „8“, „9“, „10 bis 11“ und „12 
bis 13“ vergeben werden. Bei den Kompe-
tenzen wird jeweils ein Punkt vergeben, 
wenn eines der vier benannten Kriterien 
„besonders ausgeprägt“ ist; ein zusätzlicher 
Punkt wird vergeben, wenn alle vier zentra-
len Kompetenzen besser als „durchschnitt-
lich ausgeprägt“ ausgewiesen sind. Bei 
gleicher Punktsumme führt die Schulleitung 
mit den betreffenden Schülerinnen und 
Schülern jeweils ein qualifiziertes Aufnah-
megespräch durch. Bei einem deutlichen 
Missverhältnis zwischen Mädchen und 
Jungen ist zur Gewährleistung des koedu-
kativen Unterrichts dem schwächer vertre-
tenen Geschlecht - bei gleicher Eignung - 
mindestens ein Drittel der Plätze zur Verfü-
gung zu stellen. Ein qualifiziertes Aufnah-
megespräch führt die Schulleitung auch mit 
den Schülerinnen und Schülern durch, bei 
denen Testergebnis und Bewertung der 
Grundschule deutlich voneinander abwei-
chen. 
 
(4) Bei der Aufnahme in die Jahrgangsstufe 
5 sind von der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter unabhängig von der nach Ab-
satz 3 erreichten Gesamtpunktzahl bis zu 
10 Prozent der Plätze an Schülerinnen und 
Schüler zu vergeben, die nur im Test her-
ausragend abgeschnitten haben, mathema-
tisch-technische Kompetenzen anderweitig 
nachweisen oder für die keine Förderprog-

sich zu 50 Prozent aus den Ergebnissen 
des in Satz 4 genannten Tests, zu 25 Pro-
zent aus der Notensumme nach Satz 3 und 
zu 25 Prozent aus den vier Kompetenzkri-
terien der Förderprognose: „erkennt grund-
legende Prinzipien oder Regeln und wen-
det sie sachgerecht an“, „arbeitet struktu-
riert, selbständig und verknüpft Wissens-
gegenstände“, „plant und organisiert Ar-
beitsschritte zielgerichtet und zügig“ und 
„ist ideenreich, Neuem gegenüber aufge-
schlossen und vielseitig interessiert“. Je 
höher die erreichte Punktzahl ist, desto 
höher ist die Eignungsvermutung. Maximal 
sind 20 Punkte erreichbar. Die Ergebnisse 
des Tests werden in Abhängigkeit von der 
erreichten absoluten Punktzahl mit 0 bis 10 
Punkten bewertet. Die Notensumme und 
die Ausprägung der zentralen Kompeten-
zen der Förderprognose werden ebenfalls 
in Punkte umgerechnet. Bei der Noten-
summe erfolgt dies, indem absteigend von 
fünf Punkten bis einem Punkt für die No-
tensummen „7“, „8“, „9“, „10 bis 11“ und „12 
bis 13“ vergeben werden. Bei den Kompe-
tenzen wird jeweils ein Punkt vergeben, 
wenn eines der vier benannten Kriterien 
„besonders ausgeprägt“ ist; ein zusätzlicher 
Punkt wird vergeben, wenn alle vier zentra-
len Kompetenzen besser als „durchschnitt-
lich ausgeprägt“ ausgewiesen sind. Bei 
gleicher Punktsumme führt die Schulleitung 
mit den betreffenden Schülerinnen und 
Schülern jeweils ein qualifiziertes Aufnah-
megespräch durch. Ein qualifiziertes Auf-
nahmegespräch führt die Schulleitung auch 
mit den Schülerinnen und Schülern durch, 
bei denen Testergebnis und Bewertung der 
Grundschule deutlich voneinander abwei-
chen. 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Bei der Aufnahme in die Jahrgangsstufe 
5 sind von der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter unabhängig von der nach Ab-
satz 3 erreichten Gesamtpunktzahl bis zu 
10 Prozent der Plätze an Schülerinnen und 
Schüler zu vergeben, die nur im Test her-
ausragend abgeschnitten haben oder ma-
thematisch-technische Kompetenzen an-
derweitig nachweisen, sofern unter Berück-
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nose erstellt wurde und die damit auch kei-
ne Punkte bei der Bewertung der Kompe-
tenzen einbringen können, sofern unter 
Berücksichtigung des Ergebnisses des in 
diesen Fällen mit den Schülerinnen und 
Schülern zu führenden qualifizierten Auf-
nahmegesprächs eine der Eignungsvermu-
tung nach Absatz 3 Satz 7 vergleichbare 
Eignungsvermutung besteht. Die Begrün-
dung dieser Aufnahmeentscheidungen ist 
der Schülerakte beizufügen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Die Schulen können die Aufnahme in 
die Jahrgangsstufe 7 über die Vorausset-
zung in Absatz 2 hinaus vom Ergebnis ei-
nes mathematisch-naturwissenschaftlichen 
Tests abhängig machen, den die Schulen 
selbst erstellen; wird ein solcher Test 
durchgeführt, müssen mindestens 50 Pro-
zent der möglichen Punkte erreicht werden. 
Überschreitet die Zahl geeigneter Bewerbe-
rinnen und Bewerber die Aufnahmekapazi-
tät dieser mathematisch-
naturwissenschaftlichen Züge, werden vor-
rangig die Schülerinnen und Schüler mit der 
niedrigsten Notensumme aus den Fächern 
Mathematik, Deutsch, Naturwissenschaften 
und erste Fremdsprache des der Anmel-
dung vorausgegangenen Halbjahreszeug-
nisses aufgenommen, wobei das Fach Ma-
thematik doppelt gewichtet wird. 
 
 
(6) Eine Aufnahme in einen bereits einge-
richteten mathematisch-
naturwissenschaftlichen Zug ist nach Maß-
gabe freier Plätze möglich, wenn in Mathe-
matik gute oder sehr gute, in einem der 
Fächer Chemie und Physik mindestens 
gute und in dem jeweils anderen Fach min-
destens befriedigende Leistungen vorlie-
gen; wird eine Gesamtnote für den natur-
wissenschaftlichen Lernbereich gebildet, 
muss diese mindestens gut sein. Die Auf-
nahme kann zudem vom Ergebnis eines 

sichtigung des Ergebnisses des in diesen 
Fällen mit den Schülerinnen und Schülern 
zu führenden qualifizierten Aufnahmege-
sprächs eine der Eignungsvermutung nach 
Absatz 3 Satz 7 vergleichbare Eignungs-
vermutung besteht. Die Begründung dieser 
Aufnahmeentscheidungen ist der Schüler-
akte beizufügen. Die Sätze 1 und 2 gelten 
für die Aufnahme in die Jahrgangsstufe 7 
entsprechend, wenn Schülerinnen und 
Schüler in einem Aufnahmetest herausra-
gende Ergebnisse erzielt haben. 
 
(5) Bei Bewerbungen von Schülerinnen und 
Schülern, für die keine Förderprognose 
erstellt wurde, wird für die Bewertung der 
Grundschule nur die Notensumme der in 
Absatz 3 Satz 1 genannten Fächer heran-
gezogen. Die ermittelte Punktzahl für die 
Notensumme wird doppelt gewichtet. Im 
Übrigen gelten für die Eignungsfeststellung 
die weiteren Vorgaben des Absatzes 3. 
 
(6) Überschreitet die Zahl geeigneter Be-
werberinnen und Bewerber nach Absatz 2 
die Aufnahmekapazität der in der Jahr-
gangsstufe 7 eingerichteten mathematisch-
naturwissenschaftlichen Züge, werden vor-
rangig die Schülerinnen und Schüler mit 
der niedrigsten Notensumme aus den Fä-
chern Mathematik, Deutsch, Naturwissen-
schaften und erste Fremdsprache des der 
Anmeldung vorausgegangenen Halbjah-
reszeugnisses aufgenommen, wobei das 
Fach Mathematik doppelt gewichtet wird. 
Die Schulen können die Feststellung der 
Eignung ergänzend auch vom Ergebnis 
eines mathematisch-
naturwissenschaftlichen Tests abhängig 
machen, den die Schulen selbst erstellen; 
wird ein solcher Test durchgeführt, müssen 
mindestens 50 Prozent der möglichen 
Punkte erreicht werden. 
 
(7) Eine Aufnahme in einen bereits einge-
richteten mathematisch-
naturwissenschaftlichen Zug ist nach Maß-
gabe freier Plätze möglich, wenn in Ma-
thematik gute oder sehr gute, in mindes-
tens zwei der Fächer Biologie, Chemie, 
Physik und Informatik mindestens gute und 
in den anderen dieser Fächer mindestens 
befriedigende Leistungen vorliegen; wird 
eine Gesamtnote für den naturwissen-
schaftlichen Lernbereich gebildet, muss 
diese mindestens gut sein. Die Aufnahme 
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von der Schule erstellten mathematisch-
naturwissenschaftlichen Aufnahmetests 
abhängig gemacht werden. 
 
 
(7) (…) 

kann zudem vom Ergebnis eines von der 
Schule erstellten mathematisch-
naturwissenschaftlichen Aufnahmetests 
abhängig gemacht werden. 
 
(8) (…) 
  

 
§ 8 

Eliteschulen des Sports 
 

(2) Die Aufnahme erfolgt überregional in 
der Sportart Eiskunstlauf in der Jahrgangs-
stufe 1, in der Sportart Turnen in der Jahr-
gangsstufe 3, in den Sportarten Rhythmi-
sche Sportgymnastik, Schwimmen und 
Wasserspringen in der Jahrgangsstufe 5 
und in allen übrigen Sportarten in der Jahr-
gangsstufe 7. Es werden eine Klasse in 
Jahrgangsstufe 1 und bis zu zwei weitere 
Klassen in Jahrgangsstufe 5 eingerichtet; 
einschließlich der bereits eingerichteten 
Klassen werden in Jahrgangsstufe 7 höchs-
tens 14 Klassen gebildet. Der Schulträger 
legt jährlich die Zuordnung der Klassen 
bedarfsgerecht fest. Bei gleicher Eignung 
sind in Berlin wohnende Schülerinnen und 
Schüler vorrangig aufzunehmen. 
 

 
§ 8 

Eliteschulen des Sports 
 

(2) Die Aufnahme erfolgt überregional in 
den Sportarten Eiskunstlauf und Turnen in 
der Jahrgangsstufe 3, in den Sportarten 
Rhythmische Sportgymnastik, Schwimmen 
und Wasserspringen in der Jahrgangsstufe 
5 und in allen übrigen Sportarten in der 
Jahrgangsstufe 7. Es werden eine Klasse 
in Jahrgangsstufe 3 und bis zu zwei weitere 
Klassen in Jahrgangsstufe 5 eingerichtet; 
einschließlich der bereits eingerichteten 
Klassen werden in Jahrgangsstufe 7 
höchstens 14 Klassen gebildet. Der Schul-
träger legt jährlich die Zuordnung der Klas-
sen bedarfsgerecht fest. Bei gleicher Eig-
nung sind in Berlin wohnende Schülerinnen 
und Schüler vorrangig aufzunehmen. 
 

 
§ 11 

Georg-Friedrich-Händel-Gymnasium 
 
 
(1) Die Aufnahme in das Georg-Friedrich-
Händel-Gymnasium erfolgt in der Jahr-
gangsstufe 5, in den Schuljahren, in denen 
entsprechende Klassen eingerichtet wer-
den, auch in der Jahrgangsstufe 7. 
 

 
§ 11 

Georg-Friedrich-Händel-Gymnasium 
und Melanchthon-Gymnasium 

 
(1) Die Aufnahme in das Georg-Friedrich-
Händel-Gymnasium und das Melanchthon-
Gymnasium erfolgt in der Jahrgangsstufe 
5, am Georg-Friedrich-Händel-Gymnasium 
in den Schuljahren, in denen entsprechen-
de Klassen eingerichtet werden, auch in 
der Jahrgangsstufe 7. 
 

 
§ 13  

Bettina-von-Arnim-Schule 
 
(3) Die Eignung nach Absatz 2 Nr. 3 wird im 
Rahmen eines standardisierten Aufnahme-
gesprächs festgestellt. Dabei werden die 
nachstehenden Kriterien herangezogen: 
 

1. Fortsetzung des Besuchs eines 
musikbetonten oder kunstbeton-
ten Zuges an einer Grundschule, 

2. Spielen eines oder mehrerer 
Musikinstrumente, 

  
§ 13  

Bettina-von-Arnim-Schule 
 
(3) Die Eignung nach Absatz 2 Nr. 3 wird 
im Rahmen eines standardisierten Auf-
nahmegesprächs festgestellt. Dabei wer-
den die nachstehenden Kriterien herange-
zogen: 
 

1. Fortsetzung des Besuchs eines 
musikbetonten oder kunstbeton-
ten Zuges an einer Grundschule, 

2. Spielen eines oder mehrerer Mu-
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3. gute Notenkenntnisse und min-
destens gute Leistungen in Mu-
sik, 

4. Grundkenntnisse bildnerischen 
Gestaltens und mindestens gute 
Leistungen in Kunst, 

5. Mitgliedschaft in Vereinigungen 
mit künstlerischem Schwerpunkt, 

6. Teilnahme an Veranstaltungen 
und Kursen von Jugendkunst-
schulen und Museen, 

7. Teilnahme an Wettbewerben 
und Aufführungen, 

8. künstlerisch-handwerkliche Er-
fahrungen, 

9. Teilnahme an musisch-
künstlerischen Wahlangeboten 
oder Arbeitsgemeinschaften der 
Schule, 

10. nachgewiesene Fähigkeit zum 
selbstständigen Umgang mit der 
schulspezifischen Organisation 
des Unterrichts, 

11. nachgewiesene besondere 
Kompetenzen in einzelnen Fä-
chern oder Fächergruppen, 

12. Wahrnehmung von Funktionen 
in der Schule, die auf aktive So-
zialkompetenz hinweisen. 

 
Entsprechend dem Grad seiner Ausprä-
gung wird jedes Kriterium mit 0 bis 5 Punk-
ten, die Nummern 1 und 2 mit bis zu 8 
Punkten bewertet. Die Mindesteignung für 
den Besuch der Schule liegt vor, wenn 10 
Punkte erreicht werden; dies gilt nicht für 
Schülerinnen und Schüler mit den sonder-
pädagogischen Förderschwerpunkten „Ler-
nen“ und „Geistige Entwicklung“. Bei einer 
Übernachfrage von Schülerinnen und Schü-
lern mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf werden vorrangig zielgleich zu unter-
richtende Schülerinnen und Schüler aufge-
nommen, die mindestens 10 Punkte errei-
chen sowie zieldifferent zu unterrichtende 
Schülerinnen und Schüler, die mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf "Lernen" 
mindestens 5 Punkte oder mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf "Geistige Entwick-
lung" mindestens 3 Punkte  erreichen. 
 
 
 
(4) Sofern mehr geeignete Anmeldungen 
vorliegen als Plätze verfügbar sind, werden 
nach vorrangiger Berücksichtigung der 

sikinstrumente, 
3. gute Notenkenntnisse und min-

destens gute Leistungen in Mu-
sik, 

4. Grundkenntnisse bildnerischen 
Gestaltens und mindestens gute 
Leistungen in Kunst, 

5. Mitgliedschaft in Vereinigungen 
mit künstlerischem Schwerpunkt, 

6. Teilnahme an Veranstaltungen 
und Kursen von Jugendkunst-
schulen und Museen, 

7. Teilnahme an Wettbewerben und 
Aufführungen, 

8. künstlerisch-handwerkliche Er-
fahrungen, 

9. Teilnahme an musisch-
künstlerischen Wahlangeboten 
oder Arbeitsgemeinschaften der 
Schule, 

10. nachgewiesene Fähigkeit zum 
selbstständigen Umgang mit der 
schulspezifischen Organisation 
des Unterrichts, 

11. nachgewiesene besondere Kom-
petenzen in einzelnen Fächern 
oder Fächergruppen, 

12. Wahrnehmung von Funktionen in 
der Schule, die auf aktive Sozial-
kompetenz hinweisen. 

Entsprechend dem Grad seiner Ausprä-
gung wird jedes Kriterium mit 0 bis 5 Punk-
ten, die Nummern 1 und 2 mit bis zu 8 
Punkten bewertet. Die Eignung für den 
Besuch der Schule liegt vor, wenn 10 
Punkte erreicht werden; dies gilt nicht für 
Schülerinnen und Schüler mit den sonder-
pädagogischen Förderschwerpunkten „Ler-
nen“ und „Geistige Entwicklung“. Bei einer 
Übernachfrage von Schülerinnen und 
Schülern mit sonderpädagogischem För-
derbedarf werden vorrangig zielgleich zu 
unterrichtende Schülerinnen und Schüler 
aufgenommen, die mindestens 10 Punkte 
erreichen sowie zieldifferent zu unterrich-
tende Schülerinnen und Schüler, die mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf "Ler-
nen" mindestens 5 Punkte oder mit son-
derpädagogischem Förderbedarf "Geistige 
Entwicklung" mindestens 3 Punkte  errei-
chen. 
 
(4) Sofern mehr geeignete Anmeldungen 
vorliegen als Plätze verfügbar sind, wer-
den, nach vorrangiger Berücksichtigung der 
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Schülerinnen und Schüler mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf entsprechend den 
Frequenzvorgaben des § 20 der Sonderpä-
dagogikverordnung sowie besonderer Här-
tefälle gemäß § 56 Absatz 6 Nummer 1 des 
Schulgesetzes im Umfang von bis zu zehn 
Prozent der Plätze 60 Prozent der Plätze 
nach der erreichten Punktzahl, die übrigen 
Plätze durch Los vergeben. Schülerinnen 
und Schüler, die nicht die Voraussetzungen 
nach Absatz 2 und 3 erfüllen, werden nach 
Maßgabe freier Plätze nachrangig aufge-
nommen; über ihre Aufnahme entscheidet 
das Los. 
 

geeigneten Schülerinnen und Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf ent-
sprechend den Frequenzvorgaben des § 
20 der Sonderpädagogikverordnung sowie 
besonderer Härtefälle gemäß § 56 Absatz 
6 Nummer 1 des Schulgesetzes im Umfang 
von bis zu zehn Prozent der Plätze, 60 
Prozent der Plätze nach der erreichten 
Punktzahl, die übrigen Plätze durch Los 
vergeben. Schülerinnen und Schüler, die 
nicht die Voraussetzungen nach Absatz 2 
und 3 erfüllen, werden, sofern nach Be-
rücksichtigung von Zweit- und Drittwün-
schen noch freie Plätze vorhanden sind, 
nachrangig aufgenommen. Zunächst wer-
den im Rahmen der Höchstfrequenz ge-
mäß § 20 der Sonderpädagogikverordnung 
Schülerinnen und Schüler mit, danach 
Schülerinnen und Schüler ohne sonderpä-
dagogischen Förderbedarf berücksichtigt. 
Dabei werden jeweils die Schülerinnen und 
Schüler mit der niedrigsten Abweichung 
von den in Absatz 3 Satz 4 festgelegten 
Punktwerten aufgenommen. 
 

 
§ 15 

Schnelllernerklassen an Gymnasien 
 
(1) Die Aufnahme in Schnelllernerklassen 
erfolgt in der Jahrgangsstufe 5. Schnell-
lernerklassen bestehen an dem Lessing-
Gymnasium, dem Dathe-Gymnasium, dem 
Rosa-Luxemburg-Gymnasium, der Werner-
von-Siemens-Oberschule, der Albrecht-
Dürer-Schule, dem Otto-Nagel-Gymnasium 
und dem Humboldt-Gymnasium; es werden 
jeweils bis zu zwei Züge, am Rosa-
Luxemburg-Gymnasium bis zu drei Züge 
eingerichtet. 
 
 
 
 
 
 
2) Die Eignung für den Besuch von Schnell-
lernerklassen wird aus der Bewertung des 
vom Schulpsychologischen Dienst durchge-
führten standardisierten Aufnahmetests, 
den Noten des ersten Schulhalbjahres der 
Jahrgangsstufe 4 in den Fächern Mathema-
tik, erste Fremdsprache, Sachunterricht und 
Deutsch sowie aus dem Kompetenzkatalog 
der Förderprognose abgeleitet. Maximal 
sind 20 Punkte erreichbar. Im Test können 

  
§ 15 

Schnelllernerklassen an Gymnasien 
 
(1) Die Aufnahme in Schnelllernerklassen 
erfolgt in der Jahrgangsstufe 5. Schnell-
lernerklassen bestehen an dem Lessing-
Gymnasium, dem Dathe-Gymnasium, dem 
Rosa-Luxemburg-Gymnasium, der Werner-
von-Siemens-Oberschule, der Albrecht-
Dürer-Schule, dem Otto-Nagel-Gymnasium 
und dem Humboldt-Gymnasium; es werden 
jeweils bis zu zwei Züge, am Rosa-
Luxemburg-Gymnasium bis zu drei Züge 
eingerichtet. Keine der in Satz 2 genann-
ten Schulen darf in einem Schuljahr 
mehr Schnelllernerzüge anbieten als 
Züge, die mit Jahrgangsstufe 7 begin-
nen. 
 
(2) Die Eignung für den Besuch von 
Schnelllernerklassen wird aus der Bewer-
tung des vom Schulpsychologischen und 
inklusionspädagogischen Beratungs- und 
Unterstützungszentrum (SIBUZ) durchge-
führten standardisierten Aufnahmetests, 
den Noten des ersten Schulhalbjahres der 
Jahrgangsstufe 4 in den Fächern Mathe-
matik, erste Fremdsprache, Sachunterricht 
und Deutsch sowie aus dem Kompetenzka-
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insgesamt bis zu 10 Punkte erreicht wer-
den. Die Bewertung durch die Grundschule, 
die sich aus der Notensumme und der Aus-
prägung der zentralen Kompetenzen der 
Förderprognose zusammensetzt, wird in 
Punkte umgerechnet. Bei der Notensumme 
erfolgt dies, indem absteigend von fünf 
Punkten bis einem Punkt für die Noten-
summen „4“, „5“, „6“, „7“ und „8“ vergeben 
werden. Bei den Kompetenzen wird jeweils 
ein Punkt vergeben, wenn eines der vier 
Kriterien der Förderprognose: „arbeitet 
strukturiert, selbständig und verknüpft Wis-
sensgegenstände“, „plant und organisiert 
Arbeitsschritte zielgerichtet und zügig“, „ist 
ideenreich, Neuem gegenüber aufge-
schlossen und vielseitig interessiert“ und 
„stellt Arbeitsergebnisse ziel- und adressa-
tengerecht dar (Präsentation)“ „besonders 
ausgeprägt“ ist; ein zusätzlicher Punkt wird 
vergeben, wenn alle vier zentralen Kompe-
tenzen besser als „durchschnittlich ausge-
prägt“ ausgewiesen sind. 
 
 

talog der Förderprognose abgeleitet. Ma-
ximal sind 20 Punkte erreichbar. Im Test 
können insgesamt bis zu 10 Punkte er-
reicht werden. Die Bewertung durch die 
Grundschule, die sich aus der Notensum-
me und der Ausprägung der zentralen 
Kompetenzen der Förderprognose zusam-
mensetzt, wird in Punkte umgerechnet. Bei 
der Notensumme erfolgt dies, indem ab-
steigend von fünf Punkten bis einem Punkt 
für die Notensummen „4“, „5“, „6“, „7“ und 
„8“ vergeben werden. Bei den Kompeten-
zen wird jeweils ein Punkt vergeben, wenn 
eines der vier Kriterien der Förderprogno-
se: „arbeitet strukturiert, selbständig und 
verknüpft Wissensgegenstände“, „plant und 
organisiert Arbeitsschritte zielgerichtet und 
zügig“, „ist ideenreich, Neuem gegenüber 
aufgeschlossen und vielseitig interessiert“ 
und „stellt Arbeitsergebnisse ziel- und ad-
ressatengerecht dar (Präsentation)“ „be-
sonders ausgeprägt“ ist; ein zusätzlicher 
Punkt wird vergeben, wenn alle vier zentra-
len Kompetenzen besser als „durchschnitt-
lich ausgeprägt“ ausgewiesen sind. 
 

 
§ 17 

Gustav-Heinemann-Schule 
 
 

  
§ 17 

Gustav-Heinemann-Schule 
 
(5) Die Höchstfrequenz liegt in den in Jahr-
gangsstufe 5 eingerichteten Klassen bei 30 
Schülerinnen und Schülern. 
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